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POLIS
Report der Deutschen Vereinigung
für Politische Bildung

Editorial

Die politische Bildung in der Einwande-

rungsgesellschaft Bundesrepublik Deutsch-

land hat ein großes Versäumnis nachzu-

holen: nämlich sich bei ihren Themen, Se-

minaren, Projekten und im Unterricht

verstärkt um Migrantinnen und Migranten

zu kümmern. Es leben derzeit über 19%

Menschen mit dem sogenannten Migra -

tionshintergrund hier, in wenigen Jahren

werden es 30%, noch später vielleicht 50%

sein. Doch wann ist jemand Migrantin oder

Migrant und wann nicht mehr? Gibt es

überhaupt „die“ Migrantinnen und Mi-

granten? Welche Gruppen kann man er-

reichen, um sie für Politik zu interessieren

und für Demokratie zu begeistern? Das

sind Fragen, die in diesem Polis-Heft ge-

stellt und beantwortet werden. Deutlich

wird bei den Beiträgen, dass es vor allem

die außerschulische Jugendbildung ist, die

hier mit kreativen, lebensweltnahen Kon-

zepten Jugendliche unterschiedlicher Her-

künfte ansprechen kann. Und es gibt in-

teressante Nischen: die gewerkschaftliche

Bildungsarbeit z.B. und der in der Fach-

diskussion ausgeblendete Bereich infor-

meller Bildung. Auch hier findet vielfach

unerkannt, aber effektiv politische Bildung

statt. Daneben erscheint die Politikdidak-

tik recht defizitär 

Die Lektüre der Beiträge macht deut-

lich, dass es ungewöhnlicher Wege bedarf,

um junge und ältere Migrantinnen und Mi-

granten für politische Bildung zu gewin-

nen. Vor allem muss man sich von dem

Pauschalbegriff „die Migranten“ freima-

chen und bei einer äußerst heterogenen

Adressaten-, Teilnehmer- und Schülerschaft

Sensibilität entwickeln für die Anerken-

nung jeweils verschiedener Subjekte in im-

mer besonderen Lebenswelten. Dabei ist

es notwendig, sich von einem engen Poli-

tikbegriff zu lösen und sich zu öffnen für

ein am Alltag orientiertes Politikverständ-

nis.

Klaus-Peter Hufer

Heft 4/2012
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Berlin. Der Deutsche Gewerkschafts-
bund und seine Mitgliedgewerkschaften
haben im Juni 2012 ein Positionspapier
zur Verankerung wirtschaftlicher Inhal-
te im Lehrplan der allgemeinbildenden
Schulen veröffentlicht, in dem acht Eck-
punkte zur Debatte über die bestmögli-
che ökonomische Bildung formuliert
sind (siehe http://www.dvpb.de): 

1 Der Themenbereich Wirtschaft an
Schulen soll im Rahmen einer um-
fassenden sozioökonomischen Bil-
dung behandelt werden, die auch die
politischen, sozialen, kulturellen, öko-
logischen, rechtlichen und ethischen
Dimensionen enthält.

2 In der Vorbereitung junger Menschen
auf die Arbeitswelt und ihre persönli -
che Lebensplanung kommt es beson -
ders auf die Befähigung zur kritische
Urteilsbildung und Partizipation an.

3 Einem solch umfassenden Bildungs-
anspruch wird ein separates Fach
Wirtschaft nicht gerecht. Gegen die
derzeitigen Bestrebungen aus den
Kreisen der Wirtschaft, ein monodis-
ziplinäres ökonomistisches Fach ein-
zuführen, soll sozioökonomische Bil-
dung vielmehr interdisziplinär und
fächerübergreifend angelegt sein.

4 Im Sinne des Beutelsbacher Konsens
der politischen Bildung dürfen Un-
terrichtsmaterialien nicht zur Selbst-
darstellung und für die eigene Inter-
essenspolitik missbraucht werden: In-
doktrinationsverbot, Kontroversität
und Schülerorientierung gelten auch
für Lernmaterialen in der ökonomi-
schen Bildung.

5 Für den Bildungsauftrag der Schulen
bedeutet dies, die dienende Funktion
der Wirtschaft für die Gesellschaft
und die Menschen zu betonen. Dem
Lobbyismus an Schulen und der Do-
minanz wirtschaftlicher Interessen
muss Einhalt geboten werden. 

6 Der DGB regt die Einrichtung einer
staatlich verantworteten Monitoring-

stelle an, die einschlägige Materiali-
en, Schulbücher, Kooperationen und
Angebote der Lehrerfortbildung im
Bereich der ökonomischen Bildung
auf ihre Qualität, Ausgewogenheit
und Multiperspektivität hin prüft. 

7 Die Aus-, Fort- und Weiterbildung
von Lehrerinnen und Lehrern muss
einen interdisziplinären Ansatz so-
zioökonomischer Bildung realisieren.
Diese lässt sich nicht einseitig aus der
Betriebs- oder Volkswirtschaftslehre
ableiten. Andererseits benötigen Leh-
rerinnen und Lehrer die Fähigkeit, die
unterschiedlichen wirtschaftswissen-
schaftlichen Lehrmeinungen zu ver-
stehen und sie im Hinblick auf den
Bildungsauftrag der Schule im Un-
terricht zu thematisieren.

8 Die Gewerkschaften treten für eine
gerechte und zukunftsfähige Schul-
politik im Sinne der Kinder der Be-
schäftigten und Arbeitslosen ein. Im
Rahmen der gewerkschaftsübergrei-
fenden Initiative Schule und Arbeits-
welt (www.schule.dgb.de) machen sie
Schulen unterstützende Angebote und
fördern schulpolitische Aktivitäten
vor Ort.

Mit diesen Eckpunkten weicht der DGB
bewusst von dem gemeinsam mit den
Arbeitgeberverbänden (BDA) formu-
lierten Memorandum aus dem Jahre 2000
ab, in dem noch die Einführung eines
Faches Wirtschaft im Pflichtbereich al-
ler Schulen der Sekundarstufe I und ei-
ne angemessene Weiterführung in der
Sekundarstufe II gefordert worden war.
Explizit wenden sich die Gewerkschaf-
ten gegen die Bildungsstandards für den
Unterricht und die Lehrerbildung, die
2009/10 Arbeitgeber- und Wirtschafts-
verbände sowie wirtschaftsnahe Institu-
te publiziert hatten (siehe POLIS 4/2010,
S. 4f. und 1/2011, S. 4f.).
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Neue Studie zur Verbreitung 
politischer Bürgererziehung an
den Schulen Europas

Brüssel. Bürger, insbesondere junge
Menschen, darin zu bestärken, sich ak-
tiv im sozialen und politischen Leben zu
engagieren, wird sowohl auf nationaler
als auch auf europäischer Ebene aus po-
litischer Sicht immer wichtiger. Soziale
Verantwortlichkeit und Bürgerkompe-
tenz beispielsweise zählen zu den acht
Schlüsselkompetenzen für lebenslanges
Lernen, die im Jahr 2006 vom Europäi-
schen Parlament und vom Rat festgelegt
wurden. Die Förderung der aktiven Bür-
gerschaft wird darüber hinaus im stra-
tegischen Rahmen für die europäische
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der all-
gemeinen und beruflichen Bildung („ET
2020“) als eines der Hauptziele für Bil-
dungssysteme in ganz Europa angeführt.

Da Bildung als eines der wichtigsten
Instrumente zur Förderung einer aktiven
Bürgerschaft betrachtet wird, versucht
der Eurydice-Bericht Citizenship Edu-

cation in Europe (Bürgererziehung in
Europa) aus dem Jahr 2012 abzubilden,
wie sich die Politik und Maßnahmen im
Zusammenhang mit der Bürgererziehung
im Laufe der letzten Jahre in europäi-

schen Ländern entwickelt haben. Zu die-
sem Zweck enthält der Bericht einen
Überblick über den aktuellen Stand in
Bezug auf fünf Kernthemen: 1) Zielset-
zungen und Organisation von Lehrplä-
nen; 2) Einbeziehung von Schülern und
Eltern an Schulen; 3) Schulkultur und
Engagement von Schülern in der Ge-
sellschaft; 4) Bewertung und Eva-
luierung; 5) Unterstützung von Lehrern
und Schulleitern.

In diesem Bericht bezieht sich Bür-
gererziehung auf Aspekte der Bildung
auf schulischer Ebene, die Schüler auf
ein Leben als aktive Bürger vorbereitet,
indem sie ihnen das Wissen, die Fähig-
keiten und die Einstellung vermittelt, die
zur Entwicklung und zum Wohlbefin-
den der Gesellschaft, in der sie leben,
beitragen. Die Definition umfasst nicht
nur das Lehren und Lernen im Klassen-
zimmer, sondern auch praktische Er-
fahrungen, die durch das Schulleben und
gemeinnützige Aktivitäten gewonnen
werden.

Der Bericht enthält Informationen zu
31 der am Eurydice-Netz beteiligten Län-
dern (EU-Mitgliedstaaten, Island, Nor-
wegen, Kroatien und Türkei) und stellt
die Fortschritte vor, die seit dem Er-
scheinen der letzten Eurydice-Studie zu

diesem Thema im Jahr 2005 beobachtet
werden konnten. Sofern relevant, wur-
den auch alle politischen Reformen
berücksichtigt, die für die nächsten Jah-
re geplant sind. Die nebenstehende Kar-
te veranschaulicht die europäischen Län-
der mit und ohne eigenständiges Pflicht-
fach an den Primar- und Sekundarschule
im Schuljahr 2011/12. Die vollständige
Untersuchung „Citizenship Education
in Europe“ in englischer Sprache kann
im Internet unter der URL http://ea-
cea.ec.europa.eu/eurydice/thematic_stu-
dies_de.php abgerufen werden.

Eurydice (Europäisches Bildungs-

Informations-System)

CiCe-Konferenz in Lissabon
Call für Papers

London. Das europäische Netzwerk
„Children‘s Identity & Citizenship in
Europe“ (CiCe) veranstaltet von Don-
nerstag, den 13. Juni bis Samstag, den
15. Juni 2013 am Institut für Erzie-
hungswissenschaft der Universität Lis-
sabon eine wissenschaftliche Konferenz
zu „Identitäten und Bürger-Erziehung.
Kontroverse, Krise und Herausforde-
rungen“. Zusätzlich findet zum gleichen
Themenkreis eine Vorkonferenz für Pro-
movenden am 12. und 13. Juni statt. In-
teressenten werden auf der Homepage
von CiCe (http://cice.londonmet.ac.uk/)
zur Teilnahme an der Konferenz und zur
Beteiligung mit einem Beitrag aufgeru-
fen. Angebote und Textentwürfe zu
Beiträgen können über diese Home page
zwischen dem 7. und 14. Januar 2013
eingereicht werden. Hier finden sich auch
weitere ausführliche Informationen zu
Zielen, Programm und Teilnahmebe-
dingungen.

vO
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Provision of a separate, compulsory subject focused on elements of citizenship education,
according to national curricula (ISCED 1, 2 and 3), 2010/11

Source: Eurydice.

Legende:
Eigener Fachinhalt …

dunkel = auf der Sekundarstufe
kariert =  auf der Primar- und Se-

kundarstufe
gestrichelt = weder auf der Primar-

noch auf der Sekundar-
stufe
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60 Jahre Bundeszentrale für 
politische Bildung (bpb) in Bonn

Bonn. „Herzlichen Glückwunsch zum
Geburtstag“, sagte Michael Krüger, Ver-
leger des Hanser Verlages, in die Kame-
ra. Der Sozialpsychologe Prof. Harald
Welzer gratulierte zur „unverzichtbaren
Arbeit“, die die bpb für die deutsche Ge-
sellschaft leiste. Am 25. November 2012
feierte die Bundeszentrale für politische
Bildung ihren 60. Geburtstag. Bereits seit
einigen Wochen konnten Kunden, Part-
ner und Freunde der Bundeszentrale vir-
tuell gratulieren und ihre Glückwünsche
im Netz hochladen (www.youtube.com/
bpbtv). Die DVPB und POLIS schließen
sich der Gratulantenschar an und wün-
schen auch weiterhin viel Erfolg bei der
Abwehr von finanziellen Kürzungen
durch die Bundesregierung. 

Am 25. November 1952 war die Bun-
deszentrale für Heimatdienst – ab 1963
Bundeszentrale für politische Bildung –
aus der Taufe gehoben worden. Sie soll-
te den demokratischen Gedanken in der
Bevölkerung verankern und totalitären
Bestrebungen entgegenwirken. Anfangs
standen vor allem die Auseinanderset-
zung mit der nationalsozialistischen Ver-
gangenheit und mit dem Kommunismus
im Mittelpunkt, im Laufe der Jahre hat
sich das Spektrum der Themen, Forma-
te und Methoden stark erweitert (weite-
re Informationen unter: www.bpb.de/
bpbgeschichte). Dabei verfolgt die Bun-
deszentrale seit der Gründung das Ziel,
Verständnis für politische Sachverhalte
zu fördern, das demokratische Bewus-
stsein zu festigen und die Bereitschaft
zur politischen Mitarbeit zu stärken.

Die wichtigsten Meilensteine der po-
litischen Bildung werden derzeit im bpb-
Facebook-Profil zusammengestellt:
www.facebook.de/bpb.de. Um diese Ge-
schichte geht es auch in der aktuellen
Ausgabe der Zeitschrift „Aus Politik und
Zeitgeschichte (APuZ)“ mit dem Titel
„Politische Bildung“ (APuZ 46–
47/2012). Die Politikwissenschaftlerin
Gudrun Hentges schreibt über die Grün-
dung der Bundeszentrale für Heimat-
dienst. Rüdiger Thomas gibt im Inter-
view Einschätzungen zu Vergangenheit
und Zukunft der Institution. Alle Infor-
mationen zum 60. Geburtstag auf einen
Blick: www.bpb.de/60-Jahre-bpb.

vO
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GLOSSE

Das große I

Nicht alle Autorinnen und Autoren, die
deutsch schreiben, scheinen sich der Tat-
sache bewusst zu sein, dass im Deut-
schen das grammatische Geschlecht der
Wörter dem natürlichen Geschlecht der
damit Bezeichneten häufig nicht ent-
spricht. Worte wie Autoren, Leser und
Wähler – die Beispiele ließen sich be-
liebig vermehren – sagen über das Ge-
schlecht der Gemeinten nichts aus, auch
wenn die jeweiligen Singularformen
grammatisch männlich sind. Will man
besonders auf Frauen hinweisen, stellt
das Deutsche die Endung -in zur Ver-
fügung, wie bekannt: „Leserinnen“. Das
Verfahren, mit einem großen I in der
weiblichen Endung, etwa „LeserInnen“,
Frauen einzubeziehen, soll zwar auf den
weiblichen Anteil einer möglichen Le-
serschaft hinweisen, trägt aber keines-
wegs zur Klärung bei. Erhard Eppler hat
darauf hingewiesen, dass die Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter damit auch
deshalb nicht erreicht werde, weil sich
diese Neuerung gar nicht sprechen, son-
dern nur schreiben ließe (Kavallerie-
pferde beim Hornsignal. Die Krise der
Politik im Spiegel der Sprache, Frank-
furt/M. 1992, S. 94). Schon Aristoteles
habe gefordert, „alles Geschriebene müs-
se sich leicht vorlesen und vortragen las-
sen“. Epplers Vermutung, dass sich die-
se Mode deshalb nicht lange halten wer-
de, hat sich leider noch nicht bestätigt.

Das große I lässt sich auch gar nicht kon-
sequent durchhalten. Ein renommierter
Verlag schreibt: „Als HerausgeberIn oder
AutorIn eines Buches ... erhalten Sie
Autorenrabatt“. Warum nicht AutorIn-
nenrabatt? – Die Mehrzahl der Wähler
ist Bildzeitungsleser. Sollte man schrei-
ben: „Die meisten Wählerinnen und
Wähler sind Leserinnen und Leser der
Bildzeitung“? Die Amerikaner ..., die
Sozialdemokraten ..., die Politiker ... –
müssen da wirklich immer die weibli-
chen Mitglieder der Gruppen mit be-
nannt werden? Ein normales Sprach -
empfinden erfordert das nicht. Auch die
Männer werden in manchen Fällen

sprachlich vernachlässigt: „200 Perso-
nen kamen ums Leben“, nur Frauen, weil
es „die Person“ heißt?

Unsere Sprache verfügt über genügend
Flexibilität. Die Politiker sprechen schon
lange von Wählerinnen und Wählern. Der
Historikerverband heißt seit einigen Jah-
ren „Verband der Historiker und Histo-
rikerinnen Deutschlands“, umgangs-
sprachlich wird man ihn weiter Histori-
kerverband nennen. Wortungetüme wie
HistorikerInnenverband oder WählerIn-
nenverzeichnisse leisten keinen Beitrag
zur Emanzipation. Es ist auch sprachlich
noch immer Usus, von Damenmeister-
schaften und Nationalmannschaften (von
Frauen oder Männern) zu sprechen und
zu schreiben.

Gern schreiben auch Autorinnen, vor al-
lem in den Sozial- und Erziehungswis-
senschaften und den „gender studies“,
anstelle von „man“ „man/frau“. Hier ist
nun wirklich Unkenntnis am Werk.
„Man“ hat mit dem Wort Mann nichts,
aber auch gar nichts zu tun; zufällig klingt
es nur so; „man“ entspricht dem engli-
schen Pronomen „one“ und dem franzö-
sischen „on“. Der Gipfel der Emanzipa-
tionssprache findet sich in einer Studie
mit der Aussage, eine Autorin habe et-
was „meisterinnenhaft“ geschildert (Bar-
bara Holland-Cunz, Gefährdete Freiheit.
Über Hannah Arendt und Simone de Be-
auvoir, Opladen, Berlin, Toronto 2012).
Ist eine solche Passage nicht eine sexis -
tische Vergewaltigung der deutschen
Sprache?

Die sicher zu wünschende Gleichbe-
rechtigung und Gleichbehandlung der
Geschlechter lässt sich mit solchen Ma-
nipulationen der deutschen Hochsprache
nicht fördern. Man stelle sich vor, die ge-
samte Presse, die Literatur, gar die Poe-
sie übernähme diese Mode oder die dann
„KultusministerInnenkonferenz“ schrie-
be sie vor...

Dieter Schmidt-Sinns
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Gibt es Daten und Informationen, die

zeigen, ob und inwieweit Migrant/-in-

nen an Veranstaltungen der politischen

Bildung teilnehmen?

Diese Frage ist nicht einfach mit ja oder
nein zu beantworten. Vorab: Für die po-
litische Bildung ist es zunächst einmal
grundsätzlich unerheblich, ob ein Teil-
nehmer oder eine Teilnehmerin einer
Veranstaltung Mitglied der evangelischen
Kirche ist, nur vegetarisch isst oder ei-
nen Migrationshintergrund hat. Die Ein-
ordnung in die Schublade „Migrant“ hat
lange Zeit dafür gedient und (tut es in
Teilen noch), diese Menschen als Pro-
blemgruppe zu identifizieren, die bil-
dungs- und politikfern sind, sich nicht
am politischen und gesellschaftlichen
Leben beteiligen und große Wissens-
lücken haben, kurzum, vielerlei Defizi-
te aufweisen. Eine solche Orientierung
am Defizit ist aber nicht das Anliegen
der politischen Bildung. Sie ist stärke-
norientiert und interessiert sich für das,
was die Teilnehmenden mitbringen, was
sie wissen wollen, sie ist offen für deren
Interessen und Anliegen. Dass diese An-
liegen dann geprägt sein können von Mi-
grationserfahrungen, von Ausgrenzung
und Diskriminierung, aber auch von dar-
aus resultierendem Wissen und Fähig-
keiten, muss von den politischen Bild-
nerinnen und Bildnern erkannt und im
Setting der Veranstaltung und im Me-
thodeneinsatz berücksichtigt werden.
Dabei darf die gesellschaftliche Dimen-
sion der individuell eingebrachten Er-
fahrungen und Interessen nicht außer
Acht gelassen werden. Das setzt hohe
Anforderungen an die politischen Bild-
nerinnen und Bildner. Sie müssen so-
ziale Kompetenzen wie Sensibilität,
Kommunikationsfähigkeit und Kon-

7polis 4/2012

„Wir müssen die Angebote

bekannter machen.“
Interview mit Ina Bielenberg vom Arbeitskreis deutscher
Bildungsstätten zur Teilnahme von Migrantinnen und 
Migranten an der politischen Bildung

Ina Bielenberg ist Geschäftsführerin des
Arbeitskreises deutscher Bildungsstätten
(AdB). Der AdB ist ein Fachverband der
politischen Bildung, der seinen Mitglie-
dern – Jugendbildungsstätten, Akademi-
en, Internationale Begegnungsstätten,
Heimvolkshochschulen, Europahäuser,
Fortbildungswerke und Bildungseinrich-
tungen der parteinahen Stiftungen – Er-
fahrungsaustausch, Qualifizierung und
gemeinsame Interessenvertretung bietet.

IN
T

E
R

V
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W

Der AdB repräsentiert ein pluralistisches
Spektrum unabhängiger Bildungseinrich-
tungen, die das gemeinsame Ziel verfol-
gen, mit ihrer Bildungsarbeit zum Erhalt
und zur Weiterentwicklung der Demokra-
tie beizutragen und Menschen für gesell-
schaftliches und politisches Engagement
zu motivieren und zu befähigen. Demo-
kratie soll dabei nicht nur gelehrt und ge-
lernt, sondern auch im Alltag gelebt wer-
den. Der Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten wird vom Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend ge-
fördert.
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Interview

fliktlösungskompetenz einbringen, den
Teilnehmenden offen, anerkennend und
wertschätzend gegenübertreten und auch
ein zielgruppenspezifisches Wissen über
Herkunft sowie kulturelle und soziale
Kontexte bereithalten. 

Im Sinne der Kategorisierung von
Teilnehmerinnen und Teilnehmer inter-
essiert der Migrationshintergrund also
nicht, im Sinne der Berücksichtigung
der besonderen Lebenslagen und daraus
resultierender Fragen und Interessen sehr
wohl. Die belastbaren Zahlen, die vor
allem Fördergeber immer wieder ein-
fordern, sind indes nur schwer zu be-
kommen. Hier haben wir es aber mit ei-
nem grundsätzlichen Problem der poli-
tischen Bildung zu tun. Die Datenlage
ist schlecht und es gibt nur eine über-
schaubare Zahl empirischer Forschun-
gen, die uns Auskunft über unsere Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer gibt. Im
Projekt „Praxisforschung nutzen, poli-
tische Bildung weiterentwickeln“, das
der Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten für den Bundesausschuss Politi-
sche Bildung durchgeführt hat, haben
wir uns einen Überblick über die vor-
handene Forschung verschafft und ver-
sucht, im Hinblick auf die Teilnehmen-
den Erkenntnisse abzuleiten. Dabei hat
sich gezeigt, dass es deutliche Unter-
schiede zwischen der Jugend- und der
Erwachsenenbildung gibt. Angebote der
Erwachsenenbildung sprechen eher Men-
schen an, die über ausreichende Sprach-
kenntnisse verfügen und bereits ein ge-
nerelles Bildungsinteresse mitbringen.
In der Jugendbildung sieht es etwas an-
ders aus. Die vorhandenen Studien zei-
gen, dass das häufig wiederholte Urteil,
die politische Jugendbildung erreiche
nur Gymnasiasten und Studierende, em-
pirisch nicht belegt werden kann. Viel-
mehr wurde deutlich, dass generelle Aus-
sagen schwierig sind, da die Pluralität
der Träger und der Angebote zu sehr un-
terschiedlichen Einzugsbereichen und
damit zu unterschiedlichen Teilnehmer-
gruppen führt. Das heißt: Im Hinblick
auf die Zusammensetzung der Teilneh-
merschaft und auch im Hinblick auf das
Erreichen von Menschen mit Migrati-
onshintergrund ist es ein riesiger Unter-
schied, ob es sich bei dem Träger um ei-
ne Einrichtung in Thüringen handelt oder
um eine Bildungsstätte im Ruhrgebiet.
Hier haben in einigen Städten deutlich

mehr als die Hälfte aller Kinder und Ju-
gendlichen einen Migrationshintergrund.

Im Programm „Politische Jugendbil-
dung im AdB“, an dem bundesweit ins-
gesamt 23 Bildungsstätten und Bil-
dungsträger beteiligt sind, versuchen wir,
uns auf der Grundlage der Selbstein-
schätzung der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer einen Überblick zu verschaffen,
wie hoch der Anteil von Jugendlichen
mit Migrationshintergrund ist. Er liegt
im Querschnitt aller Angebote bei 25 %,
gemessen am Anteil von 19 % an der
Gesamtbevölkerung ein sogar überpro-
portionaler Anteil. Ein Grund dafür liegt
an der Zusammenarbeit mit Schulen, die
die meist genannten Kooperationspart-
ner der Bildungseinrichtungen ist.

Hat der Arbeitskreis deutscher Bil-

dungsstätten auf diesem Feld eine In-

itiative ergriffen oder wird beabsichtigt,

das zu tun?

Im Jahr 2007 stand die Jahrestagung des
AdB unter dem Thema „Demokratie-
kompetenz stärken – Politische Bildung
in der Einwanderungsgesellschaft“. Die-
se Tagung war gleichzeitig der Auftakt
für das gleichnamige Jahresthema, das
uns im Jahr 2008 als Schwerpunktthe-
ma begleitet hat. Angestoßen durch die-
se Jahrestagung hat sich eine Arbeits-
gruppe „Interkulturelle Öffnung des
AdB“ gegründet. Ihr Ziel ist es, dass sich
auf Dauer auch in den Strukturen des
AdB die gleichberechtigte Teilhabe von
Migrant/-innen bzw. ihrer Organisatio-
nen abbildet. Mit großem Elan begon-
nen, erwies sich dieses Anliegen als aus-
gesprochen anspruchsvolle und nicht
kurzfristig zu realisierende Aufgabe. Wir
sind erste Schritte gegangen, dazu
gehören z.B. eine Umfrage unter unse-
ren Mitgliedern zu ihren Erfahrungen
mit interkultureller Öffnung, eine Fach-
veranstaltung gemeinsam mit Migran-
tenorganisationen, die bereits Koopera-
tionspartner unserer Mitgliedseinrich-
tungen sind, die Kontaktaufnahme mit
strategisch wichtigen Partnern wie z.B.
dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge, wo der AdB Mitglied des
„Runden Tisches Aufnahmegesellschaft“
ist und in der Arbeitsgruppe „Interkul-
turelle Öffnung durch politische Bil-
dung“ mitwirkt. Gerade erst hat der AdB-
Vorstand einen Workshop zur interkul-

turellen Öffnung mit Mekonnen Mesghe-
na, Experte in diesen Fragen von der
Heinrich-Böll-Stiftung, durchgeführt,
um sich Klarheit über das weitere Vor-
gehen zu verschaffen. 

Auch mit unserer Zeitschrift „Außer-
schulische Bildung“ haben wir im Übri-
gen das Thema aufgegriffen. Die Aus-
gabe 3/2007 trug den Titel „Einwande-
rung mit politischer Bildung begleiten“
und trägt mit interessanten Artikeln und
Praxisbeispielen zur Debatte bei. Wir
waren und sind also am Ball und wer-
den das Thema mit Sicherheit auch in
der nächsten Zeit weiter vorantreiben.

Welche Projekt und Ideen bei Einrich-

tungen der politischen Bildung sind be-

kannt, um insbesondere Migrant/-innen

an der Teilnahme der politischen Bil-

dung zu gewinnen?

Bei unserer oben schon angesprochenen
Umfrage unter den Mitgliedseinrich-
tungen des AdB haben wir festgestellt,
dass die Einrichtungen große Anstren-
gungen unternehmen, um ihre grundsätz-
liche Offenheit für alle Interessierten
auch den Menschen sichtbar zu machen,
die bisher wenig Kenntnisse von den An-
geboten der politischen Bildung haben.
Die Wahl der Kooperationspartner spielt
dabei eine entscheidende Rolle. Auf die
Frage, mit wem die Einrichtung zusam-
menarbeitet, um über die Kooperation
auch gezielt Migrantinnen und Migran-
ten für Kurse und Seminare anzuspre-
chen, wurden die unterschiedlichsten
Antworten gegeben: Integrationsbeauf-
tragte, Integrationsräte, Moscheeverei-
ne, regionale Initiativen von Migrantin-
nen und Migranten, moslemischen Frau-
eninitiativen, Pro Asyl, Flüchtlingsräte
und viele andere mehr. Viele Einrich-
tungen haben zudem großes Interesse
daran, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
mit Migrationshintergrund einzustellen.
Dies erweist sich in der Praxis beim
pädagogischen Personal aber noch im-
mer als schwierig, da der Prozentsatz der
Studierenden mit Migrationshintergrund
zwar steigt, aber noch immer gering ist. 

Der AdB selbst hat von 2007 bis 2010
das Projekt „Communis – Gemeinsam
lernen in der politischen Bildung“ durch-
geführt, gemeinsam mit neun Mitglied-
seinrichtungen aus sechs Bundesländern.
Das Communis-Projekt zielte auf das Ge-
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lingen gemeinsamer Lern- und Arbeits -
erfahrungen von Jugendlichem mit und
ohne Migrationshintergrund und konnte
erfolgreich abgeschlossen werden.

Worin bestehen die hauptsächlichen

Schwierigkeiten, Migrantinnen und Mi-

granten zu erreichen?

Aufgrund der spärlichen Datenlage und
der unzureichenden wissenschaftlichen
Aufarbeitung ist es schwierig, hierzu
Aussagen zu treffen, da wir, um ein-
deutige Antworten zu bekommen, ja ge-
rade die fragen müssten, die nicht in die
Bildungsstätten kommen. Der Weg, über
neue Kooperationspartner neue Ziel-
gruppen zu erreichen, scheint mir der
richtige zu sein. Wir müssen die Ein-
richtungen und deren Angebote in jedem
Fall bekannter machen und aufzeigen,
was sie leisten. Viele Migrantinnen und
Migranten wissen gar nicht, dass es Bil-
dungsstätten, Akademien und Volks-
hochschulen gibt, die selbstverständlich
auch ihnen offen stehen. Oft ist im Übri-
gen auch der Begriff „politische Bil-
dung“ missverständlich, er wird, je nach
eigener Tradition und Erfahrung, als po-
litische Zurichtung und Beeinflussung

verstanden. Hier müssen wir noch viel
mehr Informationsarbeit leisten.
Gibt es Unterschiede in der Erreich-

barkeit der verschiedenen Gruppen der

Migrantinnen und Migranten?

Wie oben schon gesagt, es fehlt an wis-
senschaftlichen Studien, die uns Auf-
schluss über Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer und ihre Erreichbarkeit geben.
Die Sinus-Studie hat gezeigt, dass es
„die“ Migrant/-innen nicht gibt, dass es
sich nicht um eine soziokulturell homo-
gene Gruppe handelt. Insgesamt acht
Migrantenmilieus wurden dort ausge-
macht, aus denen sich auch eigenen
Strukturen – Vereine, Verbände, Ein-
richtungen, Initiativen – herausgebildet
haben. Wer wie am besten zu erreichen
oder ansprechbar für Angebote der po-
litischen Bildung ist, dazu kann ich kei-
ne Aussage treffen, außer der, dass es
noch viele unbearbeitete Themen gibt,
die sich hervorragend für eine Promoti-
on eignen. 

Welche didaktischen und methodischen

Konsequenzen sollten politische Bild-

nerinnen und Bildner aus bisherigen Er-

fahrungen ziehen?

� Politische Bildung sollte sich ihre
grundsätzliche Offenheit bewahren
und Angebote bereithalten, die für al-
le Menschen von Interesse sind.

� Politische Bildung sollte nicht dem
Bild des „defizitären Migranten“ auf-
sitzen, sondern weiterhin von den
Stärken und Interessen der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer ausgehen.

� Die Vielfalt von Lebensentwürfen soll-
te Thema der Angebote sein, Wissen
über die verschiedenen Herkunftskul-
turen sollte vermittelt werden.

� Gemeinsamkeiten der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer sollten betont
werden, aber nicht um den Preis der
Einebnung der Unterschiede.

� Missverständnisse und Meinungs-
verschiedenheiten sollten einkalku-
liert werden und politische Bildne-
rinnen und Bildner sollten die Kom-
petenz haben, zur Klärung derselben
beizutragen.

� Migrantinnen und Migranten sollten
als selbstverständlicher Teil des lo-
kalen Lebensumfeldes gesehen und
nicht zum „Sonderforschungsbereich“
der politischen Bildung werden.

Die Fragen stellte Klaus-Peter Hufer

Politische Jugendbildung in Vereinen von

Jugendlichen mit Migrationshintergrund

(VJM)

Birgit Jagusch

Das Spektrum der Jugendvereins- und
-verbandslandschaft im Jahr 2012 ist
durch eine große Pluralität charakteri-
siert. Für (fast) alle Interessen und ge-
sellschaftspolitischen Aktions- und En-
gagementformen stehen Jugendlichen
heute Jugendvereine zur Verfügung, die
über eine große Palette an Aktivitäten
verfügen und in denen ganz unter-
schiedliche Modelle und Konzepte der
politischen Bildungsarbeit implemen-
tiert werden. Da sich in der Konzep tion

politischer Bildung immer auch die Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutsch -
land widerspiegelt, muss auch die Mi-
grationsgeschichte in Deutschland
berücksichtigt werden. Zu den Akteu-
ren und Arenen politischer Jugendbil-
dung in der Einwanderungsgesellschaft
gehören seit einigen Jahren bestimmte
neu gegründete Jugendverbände: Ver-
eine, die von und für Jugendliche mit
Migrationshintergrund gegründet wer-
den und die daher als ‚Vereine von Ju-

gendlichen mit Migrationshintergrund
(VJM)’ bezeichnet werden. Genauso
wie andere Jugendvereine und -verbände
besitzen auch VJM bestimmte formali-
sierte, nach demokratischen Prinzipien
und gemäß dem Vereinsrecht in
Deutschland funktionierende Struktu-
ren (Vereinssatzung, Wahlen der Ver-
einsgremien, Zugangsoffenheit oder
transparente Finanzen) und sind damit
per se Lernarenen der Demokratie und
politischen Bildung. 
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Eine Studie über die Bedeutung von
VJM für die Jugendlichen zeigt, dass es
dort gelingt, einen Raum zu schaffen,
der es den Jugendlichen erlaubt, positi-
ve Selbstbezüge zu entwickeln, ihre Po-
tentiale und Stärken (wieder) zu ent-
decken und dem stereotypisierenden
Blick der Dominanzgesellschaft tem-
porär zu entgehen (Jagusch 2011). Die
Solidarität und der Zusammenhalt, der
sich innerhalb der VJM zwischen den
Mitgliedern entwickeln, bilden die Ba-
sis für Selbstvertrauen und ‚Praxen der
Anerkennung‘. Insofern stellen die VJM
Arenen des Empowerments und Expe-
rimentierfelder im Kontext der Soziali-
sation dar, die sie zu einem wichtigen
Feld der außerschulischen Jugendbil-
dung machen. Ein zentraler Aspekt liegt
darin, dass sich in den Vereinen sowohl
Praxen der Anerkennung manifestieren,
die auf der Bewältigung von Ausgren-
zungs- und Diskriminierungserfahrung
der Jugendlichen basieren als auch sol-
che, die adoleszenzspezifische Aner-
kennung ins Zentrum der Wünsche der
Jugendlichen stellen. Wenn über die Be-
deutung und Funktion der VJM gespro-
chen wird, müssen entsprechend beide

Ebenen beachtet werden. Ein Verständ-
nis der VJM ohne Rekurs auf Erfahrun-
gen der Ausgrenzung würde ebenso zu
kurz greifen, wie der Versuch, VJM nur
darauf zu reduzieren. Eine einseitige Per-
spektive läuft Gefahr, die binären Sche-
mata zu stabilisieren. Nur durch die
Gleichzeitigkeit verschiedener Zu-
gehörigkeitskonzepte wird es für die Mit-
glieder möglich, Selbstbewusstsein und
Handlungsfähigkeit (wieder) zu gewin-
nen und diese Anerkennung schließlich
auch in den Arenen der Gesellschaft ein-
zufordern.

Das Spektrum der VJM ist äußerst
plural und spiegelt sich v.a. in den un-
terschiedlichen Angebotsformen und
Schwerpunkten wider: Von religiösen
Vereinen, über Sportvereine, Freizeit-
vereine, bis hin zu gesellschaftspolitisch
orientierten Vereinen existiert eine große
Breite an Angeboten von und für Ju-
gendliche, die sich auch häufig über-
schneiden und ergänzen. Neben rein auf
lokaler Ebene aktiven VJM entstanden
in den vergangenen Jahren auch eine
Reihe von bundesweit aktiven und trans-
national agierenden VJM. Auch politi-
sche Bildungsarbeit stellt einen wesent-
lichen Bereich der Aktivitäten der VJM
dar. Als Ziel von Angeboten politischer
Jugendbildung wird häufig fokussiert,
dass diese ermöglichen, Strukturen und
Prozesse des politischen Geschehens
bzw. der Demokratie zu erkennen, Kri-
tikfähigkeit zu vermitteln und zu stär-
ken und damit einen Beitrag zur Her-
ausbildung und Weiterentwicklung von
aktiver Zivilgesellschaft und gesell-
schaftlicher Partizipation zu leisten. Die-
se Aspekte manifestieren sich in den
VJM sowohl hinsichtlich der vereinsin-
ternen Entwicklungen und thematischen
Ausrichtung der Angebote als auch der
zunehmenden Zusammenarbeit mit an-
deren Akteuren der außerschulischen Ju-
gendarbeit: Vereinsintern demonstrieren
dies etwa die Themen von Veranstal-
tungen der VJM (darunter z. B. „ ,Wer
die Wahl hat…‘ Wahlen als Zeichen von
Demokratie – von den Bundestagswah-
len bis zu Wahlen im Verein“, Seminar
des BDAJ; „Muslim, Jung und Deutsch“,
Seminar der MJD; Kooperationsprojekt
„Jugend 2014 – Migrantenjugendorga-
nisationen als Akteure der Zuwande-
rungsgesellschaft“ der djo-Deutsche Ju-
gend in Europa in Kooperation).  Was

die Zusammenarbeit mit anderen Verei-
nen, Verbänden und Institutionen betrifft,
lässt sich an den zunehmenden Mit-
gliedschaften der VJM in den Interes-
sensvertretungen der Jugendverbände
(darunter insbesondere den Jugendrin-
gen) ablesen, dass für die VJM Kontak-
te zu etablierten Institutionen und der
Wunsch nach Partizipation einen hohen
Stellenwert genießen. Zudem engagie-
ren sich einige VJM in Vereinen wie dem
Informations- und Dokumentationszen-
trum für Antirassismusarbeit (IDA) oder
Zusammenschlüssen wie dem Netzwerk
interkultureller Jugendverbandsarbeit
und -forschung (NiJaf). Allerdings ste-
hen der Teilhabe der VJM häufig noch
strukturelle Barrieren im Wege, die es
im Zuge der Interkulturellen Öffnung zu
verändern gilt.

Das Augenmerk der VJM ist also
nicht nur auf die eigenen Vereine ge-
richtet, sondern hat einen Fokus auch
auf jugendpolitisch relevante Themen
und nimmt gesamtgesellschaftliche Par-
tizipation in den Blick. Zwar blicken die
VJM auf eine vergleichbar kurze Ge-
schichte zurück. Dennoch sind seit Be-
ginn ihrer Existenz Versuche zu ver-
zeichnen, mit den Strukturen der Ju-
gendarbeit in Deutschland in Kontakt zu
treten, sich zu vernetzen und an der all-
gemeinen Jugend(verbands)arbeit in
Deutschland zu partizipieren. 

Politische Bildung in der Einwande-
rungsgesellschaft muss entsprechend
auch Bildungsprozesse in den Blick neh-
men, die sich in den selbstorganisierten
Arenen von Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund entfalten und diese stär-
ken. Dies ist ein notwendiges Desiderat
für die Umsetzung von Inklusion inner-
halb der politischen Bildung und ein Zei-
chen der Anerkennung von Heteroge-
nität. 

Literatur
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Im Rahmen der schulischen Integra tions-
und Inklusionsdebatte, der „abgehäng-
ten 20 Prozent“ im schulischen und be-
ruflichen Bildungssystem sowie dem
(mühsamen) Bekenntnis, dass wir eine
Migrations-/Einwanderungsgesellschaft
sind, gibt es in den letzten Jahren wieder -
holt Aufforderungen und Anregungen,
Programme und Versuche, Kampagnen
und Netzwerke um junge Migrantinnen
und Migranten in die Ge sell schaft und
das Bildungssystem ein zubeziehen. Das
gilt nicht nur für die Schu le, berufliche
Bildung und das Studium, sondern auch
für die Jugendarbeit und die außerschu-
lische politische Jugend- und Erwach-
senenbildung. Junge Migrantinnen und
Migranten werden – aus unterschiedli-
chen Motiven – als „neue Zielgruppe“
entdeckt und begründet. 

Ich will zunächst einige jugendbezo-
gene und bildungspolitische Diskurse
andeuten und dann sichten, ob und wie
die sehr heterogene Gruppe und die viel-
fältigen Lebenswirklichkeiten der jun-
gen Migrantinnen und Migranten in der
außerschulischen politischen Jugend-
bildung diskutiert werden und fragen,
ob und wie sie repräsentiert sind.

Wissen über Jugend

Im Rahmen von Jugendstudien und Bil-
dungsberichten sind in den letzten Jah-
ren die spezifischen Lebensverhältnisse
und die Lebenswelten von jungen Mi-
grantinnen und Migranten wiederholt be-
legt und nachgewiesen worden. Das gilt
insbesondere für deren Bildungsbenach-
teiligung und riskanten Bildungsverläu-
fe in Schule, Hochschule und beruflicher
Bildung. Seit PISA 2000, IGLU, TIMMS
und zahlreichen nationalen und interna-
tional vergleichenden Bildungsberichten
ist bekannt, wie sich die soziale und kul-
turelle Herkunft von Kindern und Ju-
gendlichen im Bildungswesen (als Ort
„institutioneller Diskriminierung“) nie-
derschlägt, und dass vor allem auch Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund und
aus bildungsarmen Schichten zu den et-
wa 20 Prozent der bildungsbenachteilig-
ten Jugendlichen gehören. So kann z. B.
die niedrigere Gymnasialempfehlung von
Kindern mit Migrationshintergrund (20
bis 30 Prozent gegenüber 45 Prozent ih-
rer Klassenkameraden ohne Migrations-
hintergrund) am Ende der Grundschul-
zeit vollstän dig auf die niedrigere sozia-
le Schicht zugehörigkeit und geringe
schuli sche Kompetenzen des Elternhau-
ses zurückgeführt werden (dabei werden
als „Problemgruppe“ vor allem junge
Menschen mit türkischen Migrations-
hintergrund wahrgenommen). Demge-
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folge der Kinder“ (S. 11). Gleichzeitig
gibt es noch eine unzureichende Daten-
lage, viele Erkenntnislücken und wenig
differenziertes Wissen über das Leben,
die Lebensführung und das Denken, die
Hoffnungen und Wünsche; dann über
Ungleichheiten, Übergänge und Teilha-
be im Bildungssystem, über das Wei-
terbildungsinteressen/-verhalten. Es feh-
len noch weitgehend Evaluationsbefunde
zu den bildungspolitischen und pädago-
gischen Maßnahmen.

Jungen-/Mädchenpädagogik

In der offenen und verbandlichen Ju-
gendarbeit sind geschlechtsspezifische
Ansätze und vielfältige Praxen – als Jun-
gen- und Mädchenarbeit – zu einem fest-
en Bestandteil der Struktur und Angebo-
te geworden. Diese beziehen sich auch
auf die pädagogische Arbeit mit weibli-
chen und männlichen Jugendlichen mit
Migrationshintergrund und hier u. a. auf
die konkreten Erfahrungen, Lebens- und
Entwicklungsthemen, aber auch auf die
spezifischen Vorstellungen und Rollen-
bilder von Männlichkeit und Weiblich-
keit. Vor allem in der Offenen Jugendar-
beit hat sich ein geschlechterdifferen-
ziertes Feld des non-formalen und
in   formellen Lernens herausgebildet, in
dem die Lebenswirklichkeiten und auch
die (politischen) Themen und Fragen der
Jugendlichen in der Alltagskommunika-
tion eine Rolle spielen (Hafeneger 2011).

Interkulturelle Kompetenz

Im Studium und allen Feldern der
Pädagogik und sozialen Arbeit gilt die
Interkulturelle Kompetenz als eine wich-
tige Dimension – sie wird als eine Schlüs -
selkompetenz diskutiert. Das gilt vor al-
lem für die präventive und beratende Ar-
beit, dann für den Alltag der Jugendarbeit;
hier bedarf es in den Institutionen und
für die Professionen spezifischer Kennt-
nisse und Fähigkeiten um Kinder und Ju-
gendliche zu verstehen und zu erreichen,
mit ihren Erfahrungen und Deutungen
umgehen zu können. In der Literatur wer-
den vielfältige Merkmale und Hinweise
diskutiert und angeboten; dabei geht es
um eine „Pä dagogik der Vielfalt“, um das
Spannungsverhältnis von Verschieden-

genüber erhalten bei gleichen schulischen
und sozialen Voraussetzungen sowie ver-
gleichbaren Leistungen die Angehörigen
der dritten Generation keine Nachteile
mehr und ebenso häufig eine Gym -
nasialempfehlung.

Nach dem Jugend-Migrationsreport
des DJI (Stürzer u. a. 2012) sind pau-
schale Aussagen kaum möglich, weil
nach nationaler Herkunftsgruppe, so-
zialem Hintergrund, Geschlecht und re-
gionalem Blick unterschieden werden
muss. Dennoch gilt bei allen Differen-
zierungen und bei allen bildungspoliti-
schen und pädagogischen Verbesserun-
gen für die dritte Generation, die in den
letzten Jahren erfolgt sind bzw. einge-
leitet wurden, nach wie vor ein gene-
reller Trend: In den allgemeinbildenden
Schulen, der dualen Ausbildung und im
Studium bleiben die Chancen von Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund
hinter denen von Jugendlichen ohne Mi-
grationshintergrund zurück. Das gilt
auch für die Mitgliedschaft und das eh-
renamtliche Engagement in Vereinen,
Verbänden und zivilgesellschaftlichen
Organisationen. Aber es gilt auch der
Trend, dass sich Jugendliche der dritten
Migrantengeneration in ihren Bildungs -
chancen den Jugendlichen ohne Migra-
tionshintergrund anzugleichen scheinen
– vor allem wenn der Bildungsstatus der
Eltern (bzw. eines Elternteils) gleich ist.
Die Daten zeigen, dass vor allem der fa-
miliäre Sozial- und Bildungsstatus ei-
nen erheblichen Einfluss auf die Bil-
dungs- und Ausbildungslaufbahn von
Kindern und Jugendlichen hat (ob mit
oder ohne Migrationshintergrund).

Erkenntnisse gibt es weiter zu Biogra -
fien und Milieus, Lebenswelten und All-
tagskulturen von Jugendlichen, über ih-
re Einstellungen, ihre familiären Be-
dingungen des Aufwachsens, sowie über
Körperinszenierungen (Wensier ski/ Lüb -
cke 2012); dann zu den unterschiedli-
chen und erfahrenen (mit den Angebo-
ten: religiös-autoritär, autoritär, kon ser -
va  t iv-spartanisch, offen-liberal ,
leis  tungs  orientiert-einfühlsam oder per -
mis siv-nachsichtig) Erziehungszielen
und -stilen in muslimischen Familien.
Nach Toprak (2007) waren z. B. die
wichtigsten Erziehungsziele der türki-
schen Migranten der zweiten Generati-
on „der Zusammenhalt der Familie in
der ,Fremde‘ und die persönlichen Er-

heit und Gleichheit und das Verständnis
von und den Umgang mit Heterogenität,
Differenz und Vielfalt. Konkret geht es
um die Fragen, sich mit Fremden verstän -
digen zu können und Kommunikation
aufzubauen, um die Fähigkeit in einer
fremdkulturellen Umgebung an ge mes -
 sen und erfolgreich zu kom  mu ni zieren,
um Handlungskompetenz mit Empathie,
Rollendistanz und Ambiguitätstoleranz,
um kommunikative Kompetenz mit viel-
fältigen kognitiven Kompetenzen (Gai-
tanides 2003; Auernheimer 2003; Me-
cheril 2004; Sauter 2010).

Öffnung der Jugendarbeit

Während die offene Jugendarbeit auf ei-
ne lange Tradition in der Arbeit mit Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund
zurück blicken kann, ist die Diskussion
bei den kommunalen Bildungsträgern
und in den Jugendverbänden – als wich-
tige Träger der politischen Jugendbil-
dung – noch recht neu. Hier sind in den
letzten Jahren mit den Begriffen „Inter-
kulturelle Öffnung“ und „Integration“
neue Entwicklungen in den Jugendver-
bänden zu konstatieren. Dazu gehören
Sensibilisierung, interkulturelle Kom-
petenz, verbandliche Projekte (z. B. „In-
tegration durch Sport“, „Kunterbunt“
des BDP), die Ausbildung von Integra-
tionslotsen oder Dialogmoderatoren.
Weiter geht es um die Strukturentwick-
lung im Spannungsfeld von Gründun-
gen eigener Jugendverbänden (die es
z. T. schon gibt) und Kooperation (u. a.
in Jugendringen) oder von Integration
in die bestehenden Jugendverbände.

Politische Bildung

In empirischen Studien ist wiederholt
nachgewiesen worden, dass es einen en-
gen Zusammenhang zwischen Bildungs -
niveau, politischem Interesse und der
Teilnahme an (politischer) Weiterbil-
dung gibt. Das gilt auch für Jugendli-
che und junge Erwachsene, von denen
eher besser gebildete, schon ehrenamt-
lich engagierte und interessierte an klas-
sischen Bildungsangeboten teilnehmen
(Wolf/Reiter 2007). Das heißt aber nicht
– wie Detjen (2007) mit einem defizit -
orientierten und stigmatisierenden Blick
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meint –, dass Jugendliche aus soge-
nannten „bildungs- und politikfernen“
Schichten und Milieus sowie mit Mi-
grationshintergrund kein Interesse an Po-
litik hätten (vgl. Roth 2005). Das gilt
zwar für einen „engen“, aber nicht für
einen „weiten“ und entgrenzten Poli-
tikbegriff, weil „Kernthemen“ aus der
Lebenswelt und dem Nahbereich wie
„Respekt, Ausbildung, Geld, Diskrimi-
nierung, Armut, Drogen, Kriminalität,
Gewalt, multikultureller Freundeskreis
und eben Gerechtigkeit sowie Arbeits-
losigkeit“ (Kohl/Calmbach 2012, S. 22)
in ihrem Alltag, in ihrem Leben und für
ihre Zukunft von großer Bedeutung sind.
Das gilt auch für anschlussfähige „Po-
tenzialthemen“ wie „Bildung, Wahlen,
Terrorismus, Geschichte, Umwelt, Zu-
wanderung, Religion, Wohnen und
(Grund-)Gesetz“ (ebd.). Sie haben so-
mit eine eigene, persönliche und poli-
tisch relevante Agenda; sie haben eige-
nes Wissen und eigene Deutungen „im
Verborgenen“ und ein unsichtbares po-
litisches „Themenfeld“ sowie auch eine
verborgene informelle politische Enga-
gement- und Partizipationsbereitschaft
(Munsch 2010; Klatt/Walter 2011). 

Diese empirischen Wirklichkeiten, re-
levanten Themen, Interessen und Poten-
ziale aus der sehr heterogenen Gruppe
gilt es von den Trägern aufzunehmen, zu
„übersetzen“ und (mit Bezug zu ihren Er-
fahrungen und ihrem Lebensumfeld) zu
„relationieren“ und dann – mit neuen We-
gen und Zugängen – in die Angebote und
(niedrigschwelligen, aufsuchenden, all-
tags- und lebensweltnahen, medienori-
entierte) Formate der politischen Bildung
hinein zu nehmen. In einer anerkennen-
den Wahrnehmung sind die Fragen zen-
tral „Was beschäftigt die Jugendlichen?“
(Sturzenhecker 2007, S. 11) und wie ge-
lingt es politischer Bildung, ihnen in di-
daktischer Offenheit mit demokratisch-
partizipatorischer Erfahrungen eine Stim-
me zu geben und diese hörbar zu machen.
Dabei gilt es in einem dialogischen Pro-
zess solche Ansprachen und auch unge-
wöhnlichen Wege – in Kooperation mit
Schule, Jugendhilfe/-arbeit, Ausbildungs -
stätten – über die kurzzeitpädagogischen
Arrangements hinaus zu finden, die Ju-
gendliche und junge Erwachsene in ihren
bisherigen Stärken und Kompetenzen
würdigen, anerkennen und aufnehmen;
die sie mit neuen Artikula tionsformen und

auch ihrer Spontaneität (u. a. mit den Me-
dien, Musik, Körper, Sport und Bewe-
gung, ihrer Sprache) unterstützen, ihre
Wahrnehmungen schärfen und Interes-
sen zu entwickeln helfen (vgl. Sturzen-
hecker 2007).

Ansätze

In der politischen Jugendbildung haben
sich unterschiedliche Ansätze und Bil-
dungsformate herausgebildet, die zum
fes ten Kanon von Trägerangeboten ge -

hö ren und sich mit ihren jeweiligen Be-
gründungszentren auf Themen und Fra-
gen der Migrationsgesellschaft beziehen
und mit denen auch junge Menschen mit
Migrationshintergrund angesprochen
werden. Neben den – mittlerweile tra-
ditionsreichen – interkulturellen Be-
gegnungen und dem internationalen Ju-
gendaustausch sind das u. a. die Histo-
rische Bildung, Interkulturelle Bildung,
Antirassistische Bildung, Geschlechts-
spezifische Bildung und die Menschen-
rechtsbildung (vgl. Hafeneger 2011).

Teilnahme und Projekte

Migration und Integration sind als The-
men in der politischen Jugendbildung
seit vielen Jahren mit unterschiedlichen
Begriffen und Ansätzen etabliert, aber
junge Migrantinnen und Migranten sind
als Zielgruppen mit den bisherigen For-
maten und Angeboten kaum im Blick
und werden kaum erreicht. Die insge-
samt geringe Teilnahmequote – geschätzt
werden zwischen 1% und 5% der jun-
gen Generation – erreicht vor allem sol-
che Jugendliche und junge Erwachsene,
die formal besser gebildet und beruflich
ausgebildet sind, die bereits motiviert,
politisch interessiert und engagiert sind.

Es gibt einige regionale und projektbe-
zogenen Evaluationsberichte, und in der
bundesweiten Evaluation der politischen
Jugendbildung (Schröder u. a. 2004)
wurde auch nach der Herkunft der Teil-
nehmenden gefragt; danach lag im Jahr
2002 der Anteil mit Migrationshinter-
grund bei 22% (davon kamen je 7% aus
EU-Staaten und der Türkei).

Die Angebote der politischen Ju-
gendbildung erreicht bisher – so die spär-
lichen und unvollständigen Daten – kaum
Jugendliche mit Migrationshintergrund.
Das gilt für den gesamten Weiterbil-
dungsbereich. Danach geht aus den Da-
ten „eine im Vergleich zu deutschen Bür-
gern tendenziell geringere Beteiligung
von Personen mit Migrationshintergrund
an allgemeinen Weiterbildungsveran-
staltungen und Angeboten zur politi-
schen Bildung hervor“ (Wolf/Reiter
2007, S. 16). Dabei werden solche Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen er-
reicht, die bereits aktiv sind oder in Be-
ratung und Betreuung von Migrantin-
nen und Migranten arbeiten und
Erfahrungen haben. Unterschieden wer-
den zwei grundlegende Typen: „in primär
auf Wissensvermittlung abzielende Kur-
se und Se minare sowie in vorwiegend
auf eine Stär kung der Migrantenselbst-
organisation anvisierende Maßnahmen“
(Wolf/ Rei ter 2007, S. 17). Vor dem Hin-
tergrund dieser Entwicklungen hat denn
auch die Bundeszentrale für politische
Bildung (bpb) im Jahr 2007 einen Fach-
bereich eingerichtet, der sich mit Zu-
gängen, Angeboten und Vermittlung für
die sogenannten „politik- und bildungs-
fernen Zielgruppen“ befasst; er verfolgt
seit 2009 eine Strategie der „Elementa-
risierung von politischer Bildung“. Es
firmiert das Label „Unsichtbares Poli-
tikprogramm“ (Kohl/Seibring 2012), mit
dem die Lebenswelten, Themen und In-
teressenlagen dieser Jugendlichen be-
schrieben werden.

In den letzten Jahren hat sich die Auf-
merksamkeitsrichtung aber deutlich ver-
ändert und Träger haben sich auf die Su-
che begeben, unterschiedliche Ansätze
entwickelt und Projekte realisiert, mit
denen Jugendliche und junge Erwach-
sene mit Migrationshintergrund erreicht
werden sollten bzw. erreicht wurden. Aus
den vielfältigen Materialien von Trägern,
aus Regionalstudien und evaluierten Mo-
dellprojekten soll hier auf vier unter-
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schiedliche Beispiele hingewiesen wer-
den:

1. „Lust auf Zukunft! Politische Bildung
für Jugendliche mit geringen Bil-
dungschancen“ hieß ein Projekt der
Evangelischen Trägergruppe für ge-
sellschaftspolitische Bildung, das an
sechs Projektorten auch mit Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund rea-
lisiert wurde. Dabei ging es u. a. um
eine „Performance in 12 Szenen“, mit
der Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund zeigen, „welche Vorstellun-
gen von gelungenem Leben sie ha-
ben und welche Partizipationsmög-
lichkeiten sie für den Prozess der
Integration als notwendig erachten“.
In einem anderen Projekt produzier-
ten „Jugendliche aus dem Umfeld der
offenen Jugendarbeit“ Texte und Mu-
sik um „ihre Anliegen, Wünsche und
Kritik zu artikulieren“ (Erben 2012,
S. 105f).

2. Die Robert-Bosch-Stiftung hat (in Ko-
operation mit anderen Trägern) drei
Projekte durchgeführt: „Jugend, Re-
ligion, Demokratie: Politische Bil-
dung mit Jugendlichen in der Ein-
wanderungsgesellschaft“ (hier ging
u. a. um den Aufbau eines Kompe-
tenznetzwerkes von jungen Multipli-
katoren); eine Online-Initiative „Du
hast die Macht“ (hier ging es um ei-
ne Erprobung unterschiedlicher Me-
dienformate), dann „Lernort Stadion
– Lernzentren an Fanprojekten“ (hier
ging es um die Nutzung der Fußball-
begeisterung für Bildungsangebote).

3. An einem internationalen Projekt mit
dem Namen „Connecting Youth“ der
Jungen Volkshochschule Hamburg
und der Jungen Akademie für Zu-
kunftsfragen haben Jugendliche (mit
und ohne Migrationshintergrund) an
mehreren Workshops teilgenommen,
bei denen sie zu Produzenten und
Konsumenten zugleich wurden. Es
ging um Zukunftsfragen, mit denen
sich Jugendliche im ,worldwide web‘
weltweit vernetzt haben. Sie erstell-
ten Profile, recherchierten und for-
mulierten vor dem Hintergrund eige-
ner Interessen politische Themen und
Fragen, über die sie sich mit Partnern
aus dem Ausland – u. a. aus Brasili-
en, Venezuela – ausgetauscht haben.

4. Im Jahr 2011 gehörte das Thema
„Aufwachsen in der Einwanderungs-
gesellschaft“ zu den Programm-
schwerpunkten der politischen Ju-
gendbildung des Arbeitskreis deut-
scher Bildungsstätten“ (AdB). Dabei
wurden die Jugendbildungsreferen-
ten/-innen aufgefordert, Konzepte und
Angebote zu entwickeln, die Fragen
des interkulturellen Zusammenlebens
thematisieren. Jugendliche mit und
ohne Migrationshintergrund sollten
gemeinsam Modelle des gegenseiti-
gen Respekts, der Solidarität und
Konfliktlösung bearbeiten und trai-
nieren.

Fazit

Sollen für Jugendliche und junge Er-
wachsene mit Migrationshintergrund bis-
herige Barrieren abgebaut und neue Zu-
gänge zur außerschulischen politischen
Jugendbildung erschlossen und ermög-
licht werden, dann wird es vorrangig u.
a. auf folgende Aspekte ankommen: Be-
darfsanalyse im sozialen Nahraum; nied-
rigschwellige, kreative und den Ziel-
gruppen angemessene – an ihren Res -
sour  cen orientierte – Angebote in
Ko ope ra tion mit Schule, Jugendarbeit,
Ausbildung und Migrantenorganisatio-
nen; bessere lebensweltnahe Beratung
und Information der Jugendlichen und
jungen Erwachsenen; verstehende, deu-
tende und didaktische Kompetenz der
pädagogischen Mitarbeiter/-innen (ge-
paart mit eigener Migrationsgeschich-
te), die interessiert und interessant sind;
evtl. auch mehrsprachige Module und
kostengünstige Angebote. Dies Alles ist
orientiert an den zentralen Dimensionen
und Leitmotiven der politischen Ju-
gendbildung: eine „mit Leben gefüllte“
demokratische Kultur, Subjektorientie-
rung, Partizipation, Anerkennung und
Handlungsorientierung.
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An einem regnerischen Sommertag be-
suchte eine Gruppe Stadtteilmütter das
Denkmal für die ermordeten Juden Eu-
ropas in Berlin. Sie beschäftigten sich
dort mit der kontroversen Entstehungs-
geschichte des Ortes und verbrachten lan-
ge Zeit in der Ausstellung, die Briefe, Ta-
gebucheintragungen und Berichte ver-
folgter Jüdinnen und Juden dokumentiert.
Bei ihrem Gang durch das Stelenfeld zo-
gen die Frauen viele verwunderte Blicke
auf sich. Eine Gruppe, die äußerlich über-
wiegend als muslimisch erkenntlich ist,
wird an diesem Ort eher nicht erwartet.

Spricht man von Migrantinnen aus
Neukölln und Kreuzberg, assoziieren
viele Menschen zunächst bildungsun-
willige Musliminnen, die an einer Inte-
gration in die deutsche Gesellschaft we-
nig Interesse haben. Man stilisiert ein
Umfeld aus arbeitslosen Vätern, über-

forderten Müttern, kriminellen Söhnen
und Töchtern, die zwangsverheiratet wer-
den. Bildungspolitisch werden sie oft
defizitär dargestellt. Sie seien nicht an
Themen der deutschen Gesellschaft in-
teressiert, traditionell verhaftet, uneman -
zipiert und tendenziell antisemitisch. 

Stadtteilmütter wollen 
verstehen und Antworten geben

Wir haben in unseren Bildungsprogram -
men andere Migrantinnen kennen ge-
lernt. Im vergangenen Jahr führte Ak -
tion Sühnezeichen Friedensdienste zum
fünften Mal Seminarreihen mit Neuköll-
ner und Kreuzberger Stadtteilmüttern
zum Thema Nationalsozialismus durch.
Die Stadtteilmütter sind Frauen mit Mi-
grationshintergrund, die in einem sozia-
len Brennpunkt leben und von der Dia-
konie zu Familienberaterinnen ausgebil -
det werden. Sie traten mit dem Wunsch
an uns heran, gemeinsame Seminare zum
Thema Nationalsozialismus zu ent-
wickeln. Dieser Initiative sind wir ger-
ne nachgegangen und so entstand das
Kooperationsprojekt „Stadtteilmütter auf
den Spuren der Geschichte“. Die Frau-
en wollten verstehen, wie der National-
sozialismus als politisches und gesell-
schaftliches System funktionieren konn-
te, ob und wo es Kontinuitäten in der
ak tuellen deutschen Gesellschaft gibt
und wo die Geschichte noch heute sicht-
bar und spürbar ist. Die TeilnehmerIn-
nen der Seminarreihe hatten ein großes
Interesse daran, sich generell mit den
Mechanismen von Ausgrenzung, Ver-
folgung und Völkermord zu beschäfti-
gen. Die meisten Frauen wussten wenig
über den Holocaust, da das Thema in ih-

rer Schulzeit nur knapp oder gar nicht
behandelt worden war und sie wenig Zu-
gang zu weiterführenden Informationen
hatten, die ihnen Auskunft über die NS-
Zeit geben konnten. Anders geht es ihren
Kindern, die im Rahmen des Schulun-
terrichts Gedenkstätten besuchen und
sich oft intensiver als ihre Eltern mit dem
Nationalsozialismus beschäftigen. Die
Stadtteilmütter wollten ihren Kindern
Antworten geben können und sich mit
ih nen über dieses wichtige zeitgeschicht -
liche Thema austauschen. Für einige
Frauen haben der Nationalsozialismus
und der Zweite Weltkrieg zudem eine
wichtige Bedeutung für die Beziehung
ihres Herkunftslandes zu Deutschland.

Die Seminarreihen umfassten jeweils
zehn Termine und eine Wochenendfahrt.
Wir besuchten gemeinsam Gedenkstät-
ten, trafen Überlebende und ihre Nach-
kommen, die als Verfolgte den Holo-
caust überlebt haben, setzten uns mit der
Täterseite in Filmen und Dokumenten
auseinander und versuchten auch die
Motivation der MitläuferInnen nachzu-
vollziehen. 

Einen wichtigen Stellenwert hatten
zudem im Seminar die individuellen Mi-
grationsgeschichten der Stadtteilmütter.
Mit Methoden aus der biografischen Ar-
beit thematisierten wir die eigenen Ge-
schichten der Migration, der Flucht, der
Bürgerkriege in den Herkunftsländern
und des Lebens mit Diskriminierungs-
und Ausgrenzungserfahrungen in der
deutschen Einwanderungsgesellschaft.
Deutschland ist eine Einwanderungsge-
sellschaft und diese Tatsache sollte sich
auch in dem Diskurs über deutsche Ge-
schichte ausdrücken. Zur deutschen Ge-
schichte gehören auch die Geschichten
der hierher eingewanderten Menschen.
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Auseinandersetzungen mit der national -
sozialistischen Geschichte in der deutschen
Einwanderungsgesellschaft 
Berliner Stadtteilmütter begeben sich mit Aktion Sühnezeichen

Friedensdienste auf die Spuren der Geschichte

von Jutta Weduwen
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schäftsführerin und Referentin für den
Projektbereich Interkulturalität bei Akti-
on Sühnezeichen Friedensdienste. Ar-
beitsschwerpunkte: Geschichte(n) in der
Einwanderungsgesellschaft, Antisemitis-
mus, Israel.

Fachbeitrag

polis_4_12_015-017_Meueler.qxd  29.11.2012  08:38  Seite 15



16 polis 4/2012

Fachbeitrag

 

systematischen Mord an den Juden
während des Nationalsozialismus. 

Sicherlich ist diese Fähigkeit zur Dif-
ferenzierung nicht immer möglich, vor
allem da ja das individuell erlebte Leid
einer Frau während eines Bürgerkriegs
gefühlt vergleichbar sein kann mit ei-
nem individuellen Leid innerhalb eines
Genozids. Erst wenn man die Ebene der
persönlichen Erfahrungen verlässt, ist
es leichter möglich, Unterschiede fest-
zustellen – so, wie es die Seminarteil-
nehmerin aus Eritrea getan hat.

Sehr deutlich wurde, dass viele Frau-
en Geschichten in sich tragen, die mit
Gewalt, Leid, Armut, Ausgrenzung und
Verfolgung zusammen hängen – unab-
hängig davon, ob dies selbst erlebt, be-
obachtet oder als Bedrohung gespürt
wurde. Deutlich wurde auch, dass die-
se Geschichten sehr selten gehört wer-
den, dass die Frauen ihre Geschichten
viel zu selten erzählen können.

Obwohl viele Frauen um die Aner-
kennung ihrer Geschichte ringen, wa-
ren sie sehr offen für die Themen des
Seminars. Ich habe in ähnlichen Semi-
naren mit Herkunftsdeutschen selten
Teil nehmerinnen erlebt, die mit einer
der artigen Neugierde und Empathie ge-
lernt haben. Dies zeigte sich vor allem
in Gesprächen mit Holocaustüberle-
benden. 

Die Frauen brachten einen großen
Bildungshunger mit, der sich nicht nur
in der Auseinandersetzung mit dem Na-
tionalsozialismus ausdrückte, sondern
sich auf allgemeine menschliche, histo-

Unsere Geschichte – ihre 
Geschichten?

Wenn wir von den ASF-Seminaren mit
den Stadtteilmüttern berichten, stoßen
wir häufig auf große Verwunderung dar-
über, dass sich MigrantInnen auf eige-
ne Initiative hin mit dem Nationalso-
zialismus auseinandersetzen. Dabei ist
das Interesse an der Auseinandersetzung
mit einem systematischen Genozid, der
den Glauben an die Menschlichkeit zu-
tiefst erschüttert, nachvollziehbar, un-
abhängig von der ethnischen Zuordnung
zu einer Täter-, Opfer- oder Mitläufer-
seite. Die Annahme, dass MigrantInnen
mit der Geschichte des Nationalsozia-
lismus aufgrund ihrer Herkunft nichts
zu tun hätten, ist zudem historisch un-
zutreffend. Die meisten Herkunftslän-
der, aus denen EinwanderInnen nach
Deutschland gekommen sind, hatten sehr
konkrete Erfahrungen mit Nazi-Deutsch-
land, weil sie von der Wehrmacht be-
setzt wurden oder Zufluchtsorte für NS-
Verfolgte waren.

Häufig haben wir erlebt, dass der Ver-
blüffung auf der Seite der Herkunftsdeut -
schen eine Einteilung in unsere und ih-
re Geschichte zugrunde liegt. Die Stadt-
teilmütter berichteten uns, dass ihnen
immer wieder gesagt wurde, dass sie
sich mit dieser schweren deutschen Ge-
schichte nicht beschäftigen müssen. Die-
ser Rat mag gut gemeint sein, ist in der
Wirkung aber belehrend und aussch-
ließend.

Berührungspunkte mit eigenen
Gewalterfahrungen 

Für manche Frauen bot die Auseinan-
dersetzung mit dem Nationalsozialis-
mus einen Anknüpfungspunkt für die
Beschäftigung mit dem eigenen Leid
und eigenen traumatischen Kriegs- und
Gewalterfahrungen. Beeindruckend war
für mich, dass es den Frauen oft gelang,
diese Gewalterfahrungen zueinander in
Beziehung zu setzen, ohne sie gleich zu
setzen und zu vereinnahmen. Eine Teil-
nehmerin, die als Kind vor dem Bür-
gerkrieg in Eritrea fliehen musste, wur-
de gefragt, ob ihre Traumata mit dem
Holocaust zu vergleichen seien. Sie ver-
neinte und unterschied zwischen dem
Krieg in ihrem Herkunftsland und dem

rische, religiöse, gesellschaftliche und
politische Fragen bezog. Eine Teilneh-
merin sagte zum Abschluss: „Es war das
traurigste Seminar, das ich in meinem
Leben besucht habe. Und gleichzeitig
hat mich das Thema nicht mehr losge-
lassen. Durch das Seminar ist mein In-
teresse an Politik und Geschichte ge-
wachsen. Ich bin wach geworden, möch-
te mehr wissen, mehr lesen, mehr
er fahren und mehr verstehen.“

Schlussfolgerungen für die 
interkulturelle Praxis historisch-
politischer Bildung

Teilhabe an deutscher Gesell-
schaft durch Beschäftigung mit
dem Nationalsozialismus?

Manchmal habe ich mich kritisch ge-
fragt, ob sich die Auseinandersetzung
mit dem Nationalsozialismus eignet, um
MigrantInnen aktiv in die deutsche Ge-
sellschaft einzubinden. Die Auseinan-
dersetzung erschütterte die Frauen. Im-
mer wieder haben sie sich die Frage ge-
stellt: Wollen wir in einer Gesellschaft
leben, die diese Gräueltaten hervorge-
bracht hat? 

Dennoch: Die Auseinandersetzung
mit dem Nationalsozialismus kann nicht
zur Disposition stehen – weder für Her-
kunftsdeutsche, noch für MigrantInnen.
Jede und jeder sollte die Möglichkeit ha-
ben, diese Geschichte zu kennen, zu re-
flektieren, sich selbst zu dieser Ge-

Stadtteilmütter im KZ Ravensbrück bei Berlin.

polis_4_12_015-017_Meueler.qxd  29.11.2012  08:38  Seite 16



17polis 4/2012

Fachbeitrag

schichte in Beziehung zu setzen und zu
überlegen, was dieses Wissen für das ei-
gene politische Handeln bedeutet. Jeder
soll te verstehen können, wo die Ge schich -
te auch in der Gegenwart noch relevant
ist. So werden in Deutschland häufig ethi-
sche Debatten etwa um Mili tär einsätze,
Asylpolitik oder Men schen  rechte unter
Bezugnahme auf den Natio nalsozialismus
geführt. Ebenso erschließen sich inter-
nationale Bezie hun gen nicht, wenn die
Konflikt-Geschichten ausgeblendet wer-
den.

Die Sorge, dass MigrantInnen sich
bei der Auseinandersetzung mit dem Na-
tionalsozialismus nicht positiv mit
Deutschland identifizieren könnten, gilt
ja für Herkunftsdeutsche ebenso. Viele
Deutsche sehnen sich nach einer „un-
belasteten nationalen Identität“. Es wä-
re ein Trugschluss zu glauben, dass die-
se erreicht werden könnte, wenn der Na-
tionalsozialismus weniger Thema wäre,
wenn „ein Schlussstrich“ gezogen wür-
de. Dies würde weder den Opfern und
ihren Nachkommen gerecht, noch wür-
de es helfen, die deutsche Gesellschaft
zu verstehen, zu der diese Geschichte
gehört. MigrantInnen fällt es nicht leich-
ter, sich mit Deutschland zu identifizie-
ren, wenn die Geschichte ihnen nicht er-
zählt wird. Voraussetzung ist vielmehr,
dass sie ernst genommen und als Gleich-
berechtigte akzeptiert werden. Dazu
gehört, dass sie sich dialogisch mit der
Geschichte und Politik Deutschlands
beschäftigen können und am öffentli-
chen politischen und historischen Dis-
kurs beteiligt werden.

Anerkennung 

Anerkennung, treffender gesagt: feh-
lende Anerkennung, war ein Schlag-
wort, das sich wie ein roter Faden durch
die Se minare zog. Die Frauen ringen
um Anerkennung als gleichberechtigte
Mitglieder dieser Gesellschaft; sie su-
chen Aufmerksamkeit für ihre eigenen
Geschichten, die zu selten gehört wer-
den; sie möchten, dass man ihnen die
Auseinandersetzung mit Themen der
Aufnahmegesellschaft gleichberechtigt
zugesteht und sie kämpfen gegen ab-
wertende und ausgrenzende Klischees,
die der Komplexität ihrer Lebensrealität
nicht gerecht werden.

Ein Beispiel für diese abwertenden
Zuschreibungen liefert der ehemalige
Berliner Finanzsenator Thilo Sarrazin.
In einem Interview für Lettre Interna-
tional spricht der Politiker davon, dass
siebzig bis neunzig Prozent der türki-
schen und arabischen Bevölkerung Ber-
lins den deutschen Staat ablehne, sich
nicht um die Schulbildung ihrer Kinder
kümmere und ständig neue Kopf-
tuchmädchen produziere. Die Äußerun-
gen Sarrazins lösten in der Öffentlich-
keit eine polarisierende Debatte aus. Auf
der einen Seite gab es heftige Kritik an
seinen politisch untragbaren Aussagen,
die unter anderem zu einer Teilent-
machtung seiner Vorstandstätigkeit bei
der Deutschen Bundesbank führten. Auf
der anderen Seite gab es aber auch pro-
minente seriöse Stimmen, die ihm für
seine Offenheit dankten. Bei mir ent-
stand der Eindruck, dass weder Sarra-
zin, noch seine Befürworter ausreichend
Kontakt zu den Menschen haben, über
die sie feste Meinungen vertreten. Es
hatte so wenig mit den MigrantInnen zu
tun, die wir in unseren Seminaren tref-
fen und die auf den ersten Blick den Bil-
dern Sarrazins entsprechen könnten. 

Einige Stadtteilmütter tragen Kopf-
tücher, viele haben bislang in Deutsch-
land wenig Zugang zu Bildungseinrich-
tungen gehabt, einige sprechen schlecht
Deutsch, einige sind in Vereinen orga-
nisiert, die sich auf ihre kulturelle oder

nationale Herkunft oder ihre Religion
beziehen. Den Wunsch, sich mit dem
Nationalsozialismus intensiv zu be-
schäftigen, haben wir als sehr aktive und
engagierte Auseinandersetzung mit der
Aufnahmegesellschaft erlebt. Wir konn-
ten dabei keinerlei Unterschiede feststel -
len hinsichtlich der Bildungsabschlüs-
se, der Deutschkenntnisse oder des Um-
standes, ob eine Frau ein Kopftuch trägt
oder nicht. w

In der Broschüre „Unsere Geschichten –
eure Geschichte?“ schildern vierzehn
Neuköllner Stadtteilmütter ihre per-
sönlichen Erfahrungen der Auseinan-
dersetzung mit der NS-Geschichte und
erzählen ihre individuellen Migrations-
biografien.
72 Seiten, 3,– EUR.

Der 2011 veröffentlichte Film „Es ist
auch meine Geschichte“ begleitet drei
Stadtteilmüttern in zu Gedenkorten
und bei ihrer Begegnung mit Holo-
caust-Überlebenden und gibt Einblick
in ihre Leben in der Einwanderungsge-
sellschaft. Er ist für die politische und
pädagogische Praxis erhältlich und hat
französische, englische und türkische
Untertitel. 
Beide Publikationen sind zu beziehen
über infobuero@asf-ev.de

Die 89-jährige Margot Friedlander spricht mit den Frauen darüber, wie ihre Mutter und ihr
Bruder am 20. Januar 1943 von der Gestapo zum Transport in die Vernichtungslager abge-
holt wurden.
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Die gewerkschaftlichen Initiativen zum
Abbau der Diskriminierung von Be-
schäftigten mit Migrationshintergrund
sind weitgehend bekannt. Die gelbe
Hand als Aufkleber oder Button mit der
Aufschrift „Mach meinen Kumpel nicht
an!“ sind nach wie vor in vielen Betrie-
ben präsent. Die direkte Zusammenar-
beit in Arbeitsgruppen mit Kolleginnen
und Kollegen unterschiedlicher Natio-
nalität schafft oft Verständnis und die
Anerkennung des scheinbar Fremden.
Dies wird in vielen Unternehmen auch
dadurch deutlich, dass Betriebsverein-
barungen über „Partnerschaftliches Ver-
halten am Arbeitsplatz“ gegen Diskri-
minierung und zur Förderung von be-
nachteiligten Gruppen abgeschlossen,
interkulturelle Feste gefeiert werden und
der Aufkleber „Mach meinen Kumpel
nicht an!“ neben dem Wappen von Bo -
russia Dortmund auf dem Schutzhelm
klebt.

Keine Verständnis- und 
Verständigungsprobleme

In der gewerkschaftlichen Bildungsar-
beit setzt sich diese Form von guter In-
tegration fort. Alle Bildungszentren der
Industriegewerkschaft Bergbau, Che-
mie, Energie (IG BCE) sind schon seit
vielen Jahren auf die besonderen Es-
senswünsche von Muslimen eingestellt
und meistern diese souverän. Gewerk-
schaftsmitglieder mit Migrationshinter-
grund passen sich ohne Probleme in die
kulturelle Umgebung einer Bildungs-
stätte an, wo die deutsche Sprache in den
Seminaren schon gut verstanden werden
muss, wenn man allen Inhalten folgen
will. Und auch die Freizeit ist mit Ke-
gelbahn, Specksteinbearbeitung und klas-
sischem Bierausschank ist immer noch
recht nah am traditionellen deutschen
Kulturleben dran, so wie man es kennt.
Natürlich wird es durchbrochen von ak-

tuelleren Angeboten wie Qi Gong, Geo -
caching, irischen Musikabenden und Li-
teraturlesungen. Überall dabei: Kolle-
ginnen und Kollegen, die aus der Tür-
kei, Italien, Russland und vielen anderen
Ländern her stammen.

Allerdings hat dieses friedliche Mit-
einander seine Gründe. So sind bei-
spielsweise strenggläubige Menschen, die
ihren Glauben auch intensiv praktizieren,
in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit
eher selten anzutreffen. Gebetsräume bei-
spielsweise sind in gewerkschaftlichen
Bildungszentren bisher nicht gefordert
worden. Auch in der Jugendbildungsar-
beit kommen junge Auszubildende zu den
Seminaren, die meist schon eine hohe In-
tegrationsstufe in Deutschland erreicht
haben. Nur diese jungen Menschen be-
kommen derzeit in der Industrie einen
Ausbildungsplatz und finden sich somit
bei den Angeboten wieder. 

Wer sich auf die IG BCE-Bildungs-
angebote anmeldet, weiß dementspre-
chend, in welche Umgebung er oder sie
geht und ist darauf vorbereitet. Ver-
ständnis- und Verständigungsprobleme
sind dadurch schon fast ausgeschlossen.

So sind in der gewerkschaftlichen Bil-
dungsarbeit meist die Kolleginnen/Kol-
legen zu finden, die sich auf eine deut-
sche Gewerkschaft als Organisation für
ihre Interessen einlassen und in der Re-
gel auch sehr aktiv mitwirken. Die Akti-
vitäten der interkulturellen Arbeitskreise
in der IG BCE sind beeindru ckend. Sie
erarbeiten Aktionen für Gleichbehand-
lung, gegen Fremdenfeind lichkeit und
Rassismus sowie zu aktuellen Themen.
Beispielsweise führte der Arbeitskreis in
Alsdorf im September 2012 eine Veran-
staltung zum Thema Beschneidung durch. 

Die große Mobilisierungskraft der in-
terkulturellen Arbeitskreise ist beispiel-
gebend bei Aktionen der IG BCE, sei es
bei Tarifauseinandersetzungen oder po-
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„Hier drin ist das kein Thema!“ 

Über den Erfolg der Integration in der gewerkschaftlichen 

Bildungsarbeit

von Giovanni Pollice und Oliver Venske

Giovanni Pollice ist Leiter der Abteilung
Migration/Integration in der Industriege-
werkschaft Bergbau, Chemie, Energie
beim Hauptvorstand in Hannover. 

Fachbeitrag

Oliver Venzke ist Gewerkschaftssekretär
der Industriegewerkschaft Bergbau, Che-
mie, Energie, Abteilung Bildung/Wissen-
schaft beim Hauptvorstand in Hannover
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 Hier werden wir als IG BCE mit den an-
deren Gewerkschaften vor eine große
Herausforderung für die kommenden Jah-
re gestellt. Das betrifft natürlich auch Fra-
gen der Finanzierung und Organisation.
Die Gründung des neu entstandenen eu-
ropäischen Dachverbandes für alle In-
dustriegewerkschaften mit dem Namen
„IndustriALL“ soll zukünftig weiterhel-
fen. Der europäische Gewerkschaftsbund
ist ein Zusammenschluss des Europäi-
schen Metallgewerkschaftsbundes

(EMB), der Euro päischen Föderation der
Bergbau, Chemie- und Energiegewerk-
schaften (EMCEF) sowie des Europäi-
schen Gewerkschaftsverbands Textil, Be-
kleidung, Leder (EGV:TBL) und vertritt
sieben Millionen Beschäftigte aus 230
europäischen Gewerkschaften.

Interessant ist im Übrigen, dass Be-
triebsräteseminare in türkischer Spra-
che in der Vergangenheit nur mäßig an-
genommen wurden. Und Bildungsange -
bote für Betriebsräte mit interkulturellem
Hintergrund sind wenig interessant, da
wahrscheinlich eine verbindende Wir-
kung unter Betriebsräten aus unter-
schiedlichen Nationen eher gering ist.
Wer sich entscheidet Betriebsrat in ei-
nem Unternehmen in Deutschland zu
werden, hat sich anscheinend auch mit
der Frage der Integration stark ausein-
andergesetzt. Und die Wahl zum Be-
triebsratsmitglied und weiter bis zum
Vorsitz ist dann auch die Bestätigung
der Integration von außen. 

Seminare in anderen Sprachen bietet
die IG BCE für die nationale Bildungs-
arbeit nicht mehr an. Allerdings geben
wir Materialien und Flyer in verschie-
denen Sprachen heraus, um insbeson-
dere damit aufzuzeigen, dass die IG BCE
auch ihre Mitglieder mit interkulturel-
lem Hintergrund wertschätzt. 

litischen Demonstrationen. Ein Anruf
bei den Vorsitzenden der Gremien und
eine feste Anzahl an Teilnehmer(inne)n
ist gewiss. Die Vernetzung unter Kolle-
ginnen und Kollegen mit ähnlichem Mi-
grationshintergrund ist beeindruckend
und beispielgebend. Soziologisch ist das
erklärbar. Wenn Gewerkschaften zu
Netzwerken mit gleichem kulturellem
Hintergrund Kontakt haben, dann ist die
Zusammenarbeit sehr gut.

Europäisierung und 
Globalisierung bringen neue
Herausforderungen

Einen Unterschied gibt es bei unserer
internationalen Bildungsarbeit. Auf-
grund der vielfältigen Verflechtungen
der heutigen Industrieunternehmen mit
Standorten in mehreren Ländern wird
Gewerkschaftsarbeit zunehmend europ -
ä isch, wenn nicht sogar global. Dies be -
deutet die Gründung und Gestaltung der
Arbeit in Euro- und Weltbetriebsräten
und den Austausch in vielen internatio-
nalen Kooperationstreffen. Begleitet wird
dieser Prozess mit immer mehr Bil-
dungsangeboten für Betriebsräte und ge-
werkschaftlich Aktive mit dem Ziel ei-
ner internationalen Zusammenarbeit. Da
spielen weitergehende Sprachkenntnis-
se und interkulturelle Kompetenz eine
große Rolle, außerdem die Kenntnis un-
terschiedlicher Wirtschafts- und Rechts-
systeme inklusive verschiedener be-
triebswirtschaftlicher Ablauf- und Be-
wertungsformen. Diese zu kennen und
miteinander auszutauschen, Strategien
international agierender Unternehmen zu
verstehen und gemein same gewerk-
schaftliche Absprachen gegen die ein-
seitige Arbeit neh merausbeutung (Stich-
wort: Aus spielen der Standorte unter-
einander) zu treffen, bedeuten sehr hohe
Anforderungen für heutige Arbeitneh-
merinteressenvertretungen. 

Hier können interkulturell aufgestell-
te Betriebsräte und gewerkschaftlich Ak-
tive Vorteile haben, wenn sie ihre Team-
kompetenz nutzen und ausbauen können.
Aber es darf nicht verheimlicht werden,
dass dies häufig ein langer Weg ist. Zu
oft ist die unterschiedliche Mutterspra-
che, wie auch verschiedene kulturelle Er-
wartungen alleine schon in der europäi-
schen Bildungsarbeit eine große Hürde.

Spannend werden immer diskursive
Auseinandersetzungen über die prakti-
sche Ausübung des Glaubens und poli-
tische Einschätzungen zu den Ländern,
woher Kolleginnen/Kollegen ihre Wur-
zeln sehen. Dies macht dann die Bil-
dungsarbeit besonders anregend; be-
fruchtet sie und trägt zum gegenseitigen
Verständnis bei. Trennendes oder Ab-
standnehmendes ist in solchen Situatio-
nen im Seminar selten zu beobachten.
Das Bier wird am Abend an schließend
auch wieder gemeinsam ein  genommen. 

Für die gewerkschaftliche Bildungs -
arbeit wird in den kommenden Jahren
die Aufgabe darin bestehen, noch mehr
Beschäftigte mit interkulturellem Hin-
tergrund in die Gewerkschaftsarbeit mit
einzubeziehen, dies auch mit spezifi-
schen Themen, Fragestellungen und
Formaten. Hier gilt es noch viel zu tun.
Gerade die nationenspezifischen Netz-
werke, die auch in den Betrieben viel-
fach anzutreffen sind, können ein kom-
munikatives Problem sein, wenn der
Kontakt zu den Mitbestimmungsgre-
mien nicht funktioniert. Allerdings, die-
jenigen, die jetzt schon aktiv in Ge-
werkschaft und Betriebsrat sind, für die
ist die Frage der gegenseitigen Akzep-
tanz weitgehend kein Thema mehr. 

Die Industriegewerkschaft Bergbau,
Chemie, Energie organisiert ihre Bil-
dungsarbeit auf Regional-, Landes-
und Bundesebene – nach Möglichkeit
so betriebsnah wie möglich. In den
drei Bildungszentren laufen
hauptsächlich die Bundesseminare. Für
Betriebsräte, Jugend- und Auszubil-
dendenvertreter/-innen und Schwerbe-
hindervertreter/-innen erfolgt eine
Freistellung nach dem Betriebsverfas-
sungsgesetz § 37 Abs. 6 und 7. (Pro-
gramm ist unter www.igbce-bws.de
einzusehen). Zudem gibt es ein weit-
reichendes Angebot für politische Bil-
dung, welches auf der zentralen Inter-
netseite www.igbce.de und den regio-
nalen Seiten der Untergliederungen
angeboten wird. Die IG BCE gehört mit
ihrer Bildungsarbeit zu den größten
Anbietern in Deutschland mit mehr als
100.000 Teilnehmern pro Jahr. 

Die gelbe Hand ist das zentrale Zei-
chen des gewerkschaftlichen Vereins
„Mach meinen Kumpel nicht an!“ Viel-
fältigste Aktionen von allen Gewerk-
schaften und Unterstützungsmaterial
ist auf der Internetseite
http://www.gelbehand.de/ zu sehen. 

w

polis_4_12_018-019_Meueler.qxd  29.11.2012  08:40  Seite 19



Noman und Canan

Noman ist 17 Jahre alt. Er ist im Alter
von neun Jahren mit seinen Eltern aus
Pakistan nach Deutschland gekommen.
Noman spricht wenig über sich und sei-
ne persönliche Situation. In der Schule
und im Politikunterricht soll die ein-
wanderungsbedingt unterschiedliche
Her kunft der Schüler nicht thematisiert
werden. Das Thema Migration bedeutet
für ihn eine zusätzliche Verunsicherung.
Im Politikunterricht bemüht er sich, an-
tizipierte Erwartungen zu erfüllen: Es
geht ihm darum, zu zeigen, dass er ge-
lernt hat, was der Lehrer ihm vorgibt.
Für Noman funktioniert der Politikun-
terricht wie ein Gesetzbuch bzw. wie ei-
ne Lebens- und Verhaltensanleitung, die
sagt, was man darf und was nicht. Die-
se funktionalisierte Sicht entspricht auch
Nomans eigenem Selbst-Anspruch, sich

unauffällig einzufügen, sich zu neutra-
lisieren. Noman agiert nicht als han-
delndes, autonomes Subjekt. Er lernt
zwar formal, aber die Inhalte bleiben für
ihn persönlich bedeutungslos. Je stärker
er sich darum bemüht, vor allem den
Stoff zu erfassen, desto weniger gelingt
die soziale Integration ins Unterrichts-
geschehen und desto weniger kann er
von den ‚Anderen‘ als Individuum iden-
tifiziert werden. Die Teilhabe am Poli-
tikunterricht ist für Noman auf einer ele-
mentaren Ebene nicht möglich, weder
über Unterrichtsthemen noch über die
soziale Situation innerhalb der Schüler-
gruppe. Für Noman wäre es wichtig,
Subjekt zu sein, um politische Bildungs -
erfahrungen überhaupt machen zu kön-
nen. Er braucht Ermutigung, das Eige-
ne mehr in den Mittelpunkt seines Den-
kens und Handelns zu stellen. Dazu gilt
es, im Unterricht Zugänge zu wählen,
die jenseits von Wissensreproduktion
und Funktionalität liegen. Inhaltlich
hieße das, z.B. mehr ‚philosophische‘
Fragen an das Zusammenleben von Men-
schen aufzuwerfen. In Bezug auf die so-
ziale Ausgestaltung von Unterricht wären
Lernarrangements bereitzustellen, die
Selbsterfahrungsmöglichkeiten bieten,
z.B. durch projektorientiertes Arbeiten.
Canan ist 15 Jahre alt. Sie ist in

Deutschland geboren, ihre Eltern stam-
men aus der Türkei. Canan hat ein po-
sitives Selbstbild und betont in progres-
siver Weise ihre Individualität als
Mensch: Sie will sich nicht einseitig auf
eine bestimmte Rolle und Zugehörigkeit
festlegen lassen. Sie entzieht sich dem
bewusst, indem sie das betont, was ihr
Identifikationsmöglichkeiten bietet und
Anerkennung ermöglicht, z.B. ‚gute‘
Schülerin, Mediatorin und Schülerspre-
cherin sein. Canan sucht Situationen, in
denen sie sich selbst als Handelnde er-
fahren kann. Canan ist an Prozesshaf-
tigkeit und Entwicklung interessiert und

sie glaubt an die Wirkmächtigkeit von
politischem Handeln. Für sie sind alle
Bereiche und alle Ebenen des Lebens
von Politik durchdrungen und so ist auch
der Politikunterricht für sie konkret be-
deutsam. Sie kann Unterrichtshemen zu
eigenen Themen machen. Der Erhalt von
Fakten- und Sachwissen steht für Can-
an dabei nicht im Vordergrund, sondern
ist vielmehr ein Anstoß für einen darü-
berhinausgehenden Bildungsprozess. Po-
litisch sein und aktiv sein ist ein Wert an
sich und politische Bildung ist für sie
nicht auf ein Fach reduziert. Jede Aus-
gestaltung von Politikunterricht bringt
Canan weiter. Der Politikunterricht an
sich ist bildend. Sie kann mit den unter-
schiedlichsten Formen von Unterricht
etwas anfangen und ist nicht auf be-
stimmte Methoden und soziale Arran-
gements angewiesen. Von unterschied-
lichen Meinungen und vielfältigen Per-
spektiven kann sie profitieren. Canan
erwartet vom Politikunterricht auf das
Leben vorbereitet zu werden, d.h. de-
mokratisch handeln zu können und zu
partizipieren. Voraussetzung dafür ist ei-
ne gelingende Kommunikation im Un-
terricht, in der die Möglichkeit sich aus-
zudrücken gefördert wird. 

Prämissen für didaktische 
Fragestellungen im Kontext
schulischer politischer Bildung 

Politische Bildung mit Migranten ist zu-
mindest für schulische politische Bil-
dung vorrangig erst einmal keine Frage,
sondern eine Tatsache. Vor diesem Hin-
tergrund stellt sich die Frage, ob es in
Bezug auf die ausgewiesene Adressa-
tengruppe etwas Spezifisches zu ‚wis-
sen‘ bzw. zu verstehen gibt. Und wenn
ja, welche Implikationen sich daraus für
politikdidaktische Forschung und Theo-
riebildung ergeben. 
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 mit dem angenommen defizitären Sta-
tus, dem hierarchischen gesellschaftli-
chen Gefälle und den beschränkten Parti -
zi pa tions möglichkeiten. Die Jugendli -
chen nehmen eine negative Konnotie -
rung der natio-ethno-kulturellen Her-
kunft im öffentlichen Raum wahr. Ent-
sprechend gehen sie davon aus, dass ei-
ne Thematisierung von Migration und
Einwanderung im Unterricht auch nur
problemzentriert erfolgen kann, was häu-

fig im Gegensatz zur eigenen Selbst-
wahrnehmung als Mensch, Jugendlicher,
Schüler steht. 

Die Idee von Schule und Unterricht
als Lebens- und Erfahrungsraum, in dem
Schüler auch in ihrer Individualität her-
vorgehoben bzw. aufgrund eines be-
stimmten Merkmals von anderen diffe-
rent behandelt werden, wird zugunsten
eines vermeintlichen Ideals der Gleich-
heit aller aufgegeben. Das Dilemma be-
steht für die Jugendlichen darin, nicht
als Angehörige einer gesellschaftlich
stigmatisierten Gruppe identifiziert wer-
den zu wollen. Der Preis dafür ist je-
doch die Aufgabe der eigenen Indivi-
dualität bzw. deren Nivellierung. Da-
durch wird die Entwicklung eigener
Ideen und Gedanken verhindert. Vor-
stellungen von Politik als etwas, was
sich durch individuelles Handeln oder
durch die individualisierte Sicht von
Menschen auszeichnet, können sich so
nur eingeschränkt etablieren. 

Eine Möglichkeit darüber etwas her-
auszufinden, ist zu untersuchen, wie ju-
gendliche Schülerinnen und Schüler mit
Migrationshintergrund ihren Politikun-
terricht rezipieren. 

Die Politikdidaktik hat sich mit der
Sicht junger Migranten auf das Fach bis-
her wenig beschäftigt. Nach wie vor do-
miniert ein Blick von ‚au ßen‘ auf Mi-
gration als strukturell-gesellschaftliches
Phänomen. Politische Bildung konzen-
triert sich hier vor allem auf
Konzepte ‚interkulturellen
Lernens‘ und ‚antirassisti-
scher Bildungsarbeit‘. Die
Subjektivität von Migration,
d.h. der Blick auf den ein-
zelnen Menschen mit seiner
individuellen biografischen
Migrations ge schich te tritt da-
bei in den Hin tergrund. 

Um einen Einblick in die
individuellen Auseinander-
setzungsprozesse jugendli-
cher Migrantinnen und Mi-
granten mit politischer Bil-
dung zu gewinnen, unter-
sucht meine Forschungsar-
beit deren Rezeptionsweisen
von Po li tik unterricht. Die
Frage lautet: Was passiert im
Politikunterricht in Bezug auf
politische Lern- und Bil-
dungsprozesse? Im Mittel-
punkt stehen dabei die Handlungen und
Strategien der Jugendlichen. 

Noman und Canan stellen dabei die
entgegengesetzten Enden eines breiten
Spektrums an Rezeptionsweisen dar. 

Auswirkungen migrations -
bedingter Differenz auf die 
Rezeption von Politikunterricht 

Über die individuell spezifischen Be-
dürfnislagen der Jugendlichen hinweg
gibt es jedoch grundsätzlich ähnliche
Konfliktlagen: Es besteht nach wie vor
eine Legitimationsproblematik, über-
haupt in Deutschland zu sein. Fortdau-
ernd wird um Zugehörigkeit gerungen.
Die Jugendlichen geraten immer wie-
der in Situationen, in denen sie ihr
Selbst verständnis und das des Einge-
wandertseins hinterfragen müssen. Sie
sind ja nicht als ‚Etablierte‘ gekommen.
Es ist vor allem die Auseinandersetzung

Didaktische Überlegungen

Es ist wichtig, diese spezifischen An-
nahmen bzw. Haltungen der Jugendli-
chen mehr in den Horizont von Schule,
Lehren und Didaktik zu rücken. Für Un-
terricht bedeutet das, Lernarrangements
bereitzustellen, in denen Schüler dazu er-
mutigt werden, eigene, individualisierte
Gedankengänge zu entwickeln, zu ver-
folgen und offenzulegen. Erst in der In-

teraktions- und Kommunikati-
onssituation mit anderen kann
man sich seiner eigenen Per-
spektiven (und somit auch sei-
ner selbst) vergewissern, was
weit über die Reproduktion von
statischem Stoffwissen hinaus-
geht. Es geht um einen Zugang
zum Politischen, der etwas mit
der eigenen Persönlichkeit, mit
den eigenen Interessen und
Sichtweisen in Bezug auf die
Gesell schaft, in der man lebt, zu
tun hat. 

Auf der einen Seite ist hier
didaktisch an Konzepte anzu-
knüpfen, die individualisieren-
de Lern- und Bildungszugänge
schaffen. Inhaltlich relevant
sind dabei politische Bildungs-
konzepte, die z.B. eine welt-
bürgerliche Ausrichtung für den
Unterricht anstreben. Auf der

anderen Seite ist zugleich die Rolle der
Lehrperson in ihrer ‚Orientierungs-
funktion‘ in Bezug auf politische Lern-
und Bildungsprozesse und die Lern-
gruppe zu reflektieren. 

Politische Bildung mit 
Migrantinnen und Migranten 

Es wird deutlich, dass ‚Politische Bil-
dung mit Migrantinnen und Migranten’
zumindest für schulische politische Bil-
dung als Fachunterricht nicht auf die
Frage reduziert werden kann, ob mi-
grationsbedingte Differenz hervorge-
hoben oder ignoriert werden sollte. Viel-
mehr müsste es (auch) darum gehen, die
Jugendlichen selbst zum Ausgangspunkt
zu nehmen und politische Lern- und Bil-
dungsangebote entsprechend den Be-
dürfnislagen je spezifisch zu variieren. 

w

polis_4_12_020-021_Meueler.qxd  30.11.2012  15:34  Seite 21



„Die Beschäftigung mit den Menschen-

rechten soll bei den Schülerinnen und

Schülern die Bereitschaft wecken und

stärken, für ihre Verwirklichung einzu-

treten und sich ihrer Missachtung und

Verletzung zu widersetzen“ (KMK 2000,

5). Seit 1980 und verstärkt seit Beginn

des 21. Jahrhunderts bildet die Men-

schenrechtsbildung einen Schwerpunkt

in der schulischen Politik- und Werteer-

ziehung, sie ist in den Schulgesetzen al-

ler Bundesländer verankert (vgl. KMK

2008). Einen Bezug zur gesellschaftli-

chen Diversität sucht man hingegen ver-

gebens (vgl. Soysal 2011). Der Respekt

vor anderen Kulturen wird zwar zu Recht

erwähnt, die Formulierung hingegen sug-

geriert eine starre Unterscheidung nach

dem Modell „Wir und die anderen“ (vgl.

KMK 2008). 

Notwendig ist ein differenzierter
Blick auf den „Migrationshinter-
grund“?

Das entspricht nicht der gelebten Rea-

lität in der kulturell vielfältigen Gesell-
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schaft der Gegenwart. Auch ein Blick in

die Rahmenpläne und Schulbücher zeigt:

Menschenrechte werden bei uns gewährt

und eingehalten, bei den anderen hin-

gegen verletzt. „Die eigene Lebensrea-

lität wird selten an den Menschenrech-

ten gemessen. Sie werden immer noch

zu sehr mit Außenpolitik, Katastrophen

und Kriegen in Verbindung gebracht.

Aber dass Menschenrechte wirklich je-

dem zustehen, ist in Deutschland zu sel-

ten Thema“ (Lochbihler 2008). Hier soll-

te differenziert werden. Nicht nur dass

Menschenrechtsorganisationen auch in

der Bundesrepublik Defizite bei der Be-

handlung von Flüchtlingen, Rassismus

und Kinderarmut beklagen, unter den

SchülerInnen deutscher Schulen befin-

den sich Betroffene. Sie leiden nicht nur

unter den Folgen direkt oder indirekt er-

littener Unterdrückung in ihren oder ih-

rer Eltern „Herkunftsländern“, sie kön-

nen auch in ihrer (neuen) Heimat in ihren

Freiheitsrechten beschränkt sein. Viele

müssen sich ihr Recht auf Zugehörig-

keit erkämpfen (vgl. Benhabib 2008),

institutionell, wenn es um einen besse-

ren Aufenthaltsstatus, die Staatsbürger-

schaft oder den Bildungsaufstieg geht,

und noch mehr im Alltag aufgrund von

Stereotypen und Rassismus. 

Gerade der multiperspektivische Er-

fahrungshorizont einer heterogenen

Schülerschaft muss bei der Menschen-

rechtsbildung in den Blick genommen

werden. Leider jedoch werden Schüle-

rInnen, die mit dem Zusatz „Migrati-

onshintergrund“ belegt werden, noch im-

mer undifferenziert wahrgenommen. Die

Statistik weist „alle nach 1949 auf das

heutige Gebiet der Bundesrepublik

Deutschland Zugewanderten sowie alle

in Deutschland geborenen Ausländer und

alle in Deutschland als Deutsche Gebo-

renen mit zumindest einem zugewan-

derten oder als Ausländer in Deutsch-

land geborenen Elternteil“ (Statistisches

Bundesamt 2010, 6) als SchülerInnen

„mit Migrationshintergrund“ aus. Ge-

genwärtig besitzen von den 81,7 Mio.

Menschen, die in Deutschland leben rund

15,7 Mio. Menschen einen „Migrati-

onshintergrund“; das sind rund 19,2 Pro-

zent der Gesamtbevölkerung (vgl. Au-

torengruppe Bildungsberichterstattung

2012).

In der Alterskohorte der 6- bis unter

20-Jährigen besitzt fast jeder dritte ei-

nen „Migrationshintergrund“ und bei

den unter 1-Jährigen liegt dieser Wert

bereits bei 35 Prozent. Knapp 55 Pro-

zent der Personen mit „Migrationshin-

tergrund“ sind deutsche Staatsbürger und

45 Prozent besitzen einen ausländischen

Pass (vgl. Autorengruppe Bildungsbe-

richterstattung 2012). Jedoch ist der Zu-

satz „Migrationshintergrund“ in dop-

pelter Hinsicht eine irreführende Be-

zeichnung: In quantitativer Hinsicht sind

die meisten der gegenwärtig in Deutsch-

land lebenden Kinder und Jugendlichen

in diesem Land geboren, aufgewachsen

und beschult worden. Die wenigsten

SchülerInnen in Deutschland besitzen

einen „Migrationshintergrund“ in dem

Sinne, dass sie selbst in dieses Land ein-

gewandert sind. Diesbezüglich muss zu-

dem die Frage gestellt werden: Wie lan-

ge wird ein Menschen als „Migrant“ be-

zeichnet? 

In qualitativer Hinsicht gebietet die

Heterogenität der SchülerInnen, die mit

einem solchen Zusatz belegt werden, die

Verwendung eines anderen Begriffs, da

dieser eine scheinbare Homogenität sug-

geriert, die faktisch nicht besteht. In-

wiefern der aus der Migrationsforschung

stammende Begriff der Hybridität als

sinnvoller Ersatz dienen kann, bleibt zu

diskutieren. Er weist immerhin auf die

zunehmende Uneindeutigkeit kulturel-

ler Zugehörigkeiten in der Gesellschaft

hin (vgl. Gutmann 2003, vgl. Habermas

1985). In jedem Fall tut ein differen-

zierter Umgang mit SchülerInnen mit

„Migrationshintergrund“ Not. 

Beispiele für den 
Politikunterricht

Um den multiperspektivischen Ansatz

im Politikunterricht anzuwenden, emp-

fiehlt sich Projektunterricht, in dessen

Rahmen Elemente selbstbestimmten Ler-

nens besonders zum Tragen kommen

sollten (Vgl. Sajak 2010). Auf diese Wei-

se kann Diversität authentisch in die

Menschenrechtsbildung eingebracht wer-

den. Die theoretische Beschäftigung soll-

te von der Untersuchung der Praxis deut-

lich unterschieden werden und ihr vor-

angehen. Dabei könnte die Kontroverse

zwischen einer moralischen und einer

politischen Konzeption der Menschen-

rechte den Ausgangspunkt bilden, Be-

grifflichkeiten und Begründungsansät-

ze mit den historischen und philosophi-

schen Implikationen kennen zu lernen

(vgl. Menke/Pollmann 2007). 

Der daran anknüpfende praktisch-an-

wendungsbezogene Unterrichtsteil wird

weitgehend durch die Interessen und Er-

fahrungen der SchülerInnen bestimmt.

Hier greift das selbstbestimmte Lernen.

Es sollen vor allem aktuelle, noch nicht

abgeschlossene politische Debatten ein-

bezogen werden, um SchülerInnen im

politischen Diskurs partizipationsfähig

zu machen. 

Einige geeignete Beispiele seien hier

diskutiert: Interessant wäre beispiels-

weise eine Untersuchung der Haltung in

der muslimischen Community zur Be-

schneidung von Jungen aus religiösen

Gründen etwa im Vergleich mit Presse-
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berichten. Die SchülerInnen würden das

Spannungsfeld zwischen der Freiheit der

Religionsausübung und dem Recht auf

körperliche Unversehrtheit auch im Kin-

desalter bearbeiten. 

Die Diskussion über notwendige Gren-

zen der grundgesetzlich garantierten Mei-

nungsfreiheit bei Religionskritik im Zu-

sammenhang mit den gewaltsamen Pro-

testen in zahlreichen islamisch geprägten

Ländern gegen ein US-amerikanisches

Video islamfeindlichen Inhalts würde auch

die Auswirkungen der Globalisierung auf

politische Menschenrechtsdiskurse be-

leuchten. Eine Analyse der Meinungen

innerhalb der heterogenen Schülerschaft

würde sich eignen, um Multiperspekti-

vität sichtbar zu machen. Die Aufzählung

religiös vs. säkular, christlich vs. musli-

misch, jüdisch vs. muslimisch, atheistisch

vs. gläubig ist hier sicher noch nicht voll-

ständig, wenn es um Facetten einer In-

terpretation der Meinungsfreiheit geht,

deren universaler Geltungsanspruch welt-

weit wohl am wenigsten umstritten ist

(vgl. Appiah 2007), denn nicht nur außer-

halb, sondern auch innerhalb dieser wan-

delbaren Konstruktionen, finden Kontro-

versen statt, die im Unterricht thematisiert

werden müssen. Die Fragen nach den Fol-

gen für politisches Handeln schlössen sich

unmittelbar an. 

Nicht zuletzt der Protestmarsch von

Asylbewerbern aus Bayern nach Berlin

lenkte die öffentliche Aufmerksamkeit

auf die Situation von Flüchtlingen in

Deutschland. Prekäre Unterbringung,

Residenzpflicht, Arbeitsverbot und nicht

zuletzt die vom Bundesverfassungsge-

richt für verfassungswidrig erklärte Ab-

kopplung der staatlichen Leistungen vom

Niveau anderer Transferzahlungen für

Inländer weisen auf Einschränkungen

von Freiheitsrechten und sozialen Rech-

ten in Deutschland hin (vgl. Benhabib

2008). Lässt sich andererseits ihre For-

derung „Kein Mensch ist illegal – Blei-

berecht für alle“ verwirklichen? Schü-

lerInnen, die eigene Erfahrungen in ei-

nem Asylbewerberheim gemacht haben

oder deren Eltern davon erzählen kön-

nen, werden sich anders positionieren

als SchülerInnen, die zwar in der Nähe

eines solchen Heimes wohnen, aber gar

keinen Bezug dazu aufweisen. 

Die Multiperspektivität aus der Lern-

gruppe selbst erwachsen zu lassen, trägt

zu einem unmittelbaren Erlebnis von ge-

lebter Diversität im Unterricht bei und

ist der konventionellen Auseinanderset-

zung mit verschiedenen Fremdmeinun-

gen, -zuschreibungen und -konstruktio-

nen über Text oder via Bild und Ton

überlegen, da Erfahrungshorizonte mit-

einander vernetzt werden können.

Die Sensibilisierung für unterschied-

liche Vorstellungen, die Perspektiv -

übernahme, die Ausbildung von Auto-

nomie und Toleranz und das Bewusstma -

chen eigener Stereotype und Pri vi legien

als Voraussetzungen eines gelingenden

verantwortungsvollen, demokratischen

Zusammenlebens gehen als Lernziele

weit über die Entwicklung fachspezifi-

scher Kompetenzen hinaus und tragen

zur politischen Bildung einer diver-

sitätsbewussten jungen Persönlichkeit

maßgeblich bei.
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Seit langem haben wir in der verbands-

politischen Rundschau keine Beiträge

unseres saarländischen Landesverban-

des mehr drucken können. Umso mehr

haben wir uns zunehmend Sorgen ge-

macht.

Doch soeben hat es an der Saar eine

personelle Neuaufstellung gegeben. Al-

les deutet darauf hin, dass diese Er-

neuerung dauerhaft sein wird und be-

lastbar ist.

Die nachfolgende Kostprobe aus der

Feder der neuen Vorsitzenden Kathari-

na Messinger dürfte dies inhaltlich be-

stätigen! 

Neubeginn im Saarland

Am 10. Oktober fand im Landtag des

Saarlandes in Saarbrücken die zweite

Mitgliederversammlung der DVPB Saar

für dieses Jahr statt. Bei der ersten Mit-

gliederversammlung im August konn-

ten die eigentlich anberaumten Vor-

standswahlen wegen fehlender Be-

schlussfähigkeit nicht durchgeführt

werden – die Versammlung im Oktober

stand also nun unter der Prämisse, be-

schlussfähig sein zu müssen, um einen

arbeitsfähigen neuen Vorstand zu wählen.

Der zweite Termin erwies sich schon zu

Beginn der Versammlung als erfolgreich.

Fast doppelt so viele Mitglieder waren

der Einladung gefolgt. 

So konnte nach erfolgter Satzungs-

änderung auch der neue, leicht verklei-

nerte Vorstand gewählt werden.

Nach fast 25jähriger Tätigkeit gab

Marianne Niederländer ihr Amt als Ers -

te Vorsitzende aus persönlichen Grün-

den auf. Ihr und allen Mitgliedern des

alten Vorstandes gilt unser herzlichster

Dank für ihre lange und intensive Arbeit

für die Politische Bildung im Saarland.

Dies gilt in besonderem Maße auch den

Vorstandmitgliedern, die nun aus ihrem

Amt ausscheiden: Ein herzlicher Dank

gebührt Dr. Walter Kappmeier, dem

langjährigen Zweiten Vorsitzenden der

DVPB Saar, dem bisherigen Schriftfüh-

rer Werner Schwinn sowie den schei-

denden Beisitzerinnen Inge Forster, An-

ne-Sabine Ludwig und Dr. Hans Wass -

mund, ebenfalls bislang Beisitzer im

Landesvorstand. 

Neue Erste Vorsitzende der DVPB

Saar ist die 30 Jahre alte Gymnasialleh-

rerin Katharina Messinger. Marianne

Niederländer wurde zur Zweiten Vor-

sitzenden gewählt und kann so ihren rei-

chen Erfahrungsschatz weiter in die Ar-

beit der DVPB Saar einbringen. Gunter

Feneis wurde als Schatzmeister im Amt

ebenso bestätigt wie Sabine Pick, die

nun Beisitzerin im Vorstand ist. Ihr zur

Seite steht als zweiter Beisitzer der 18

Jahre alte Abiturient Marcel Böhm. 

Schwerpunkte der Debatte während

der Mitgliederversammlung waren die

inhaltlichen Arbeitsschwerpunkte des

Landesverbandes für das kommende

Jahr, die Intensivierung der Mitglieder-

arbeit und die Auseinandersetzung mit

den neu zu erarbeitenden Lehrplänen für

die Fächer Sozialkunde und Politik so-

wie für das Fach Gesellschaftswissen-

schaften, die wegen der zum Schuljahr

2012/2013 im Saarland neu eingeführ-

ten Gemeinschaftsschule nun vom Mi-

nisterium vorgelegt und von der DVPB

kritisch begleitet werden müssen. 

Der neue Vorstand freut sich auf ei-

ne engagierte und arbeitsreiche Zeit und

auf erfolgreiche politische Bildungsar-

beit im Saarland.

Katharina Metzinger, 

Landesvorsitzende
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Bartl, die 15 Jahre Vorstands mit -
glied war und in Zukunft noch als
Beisitzerin dem erweiterten Lan -
desvorstand angehören wird. Vom
Amt des Schatzmeisters hat sich
Bernhard Hof zurückge zo gen. Der
Seminarlehrer für So zial kunde aus
Augsburg fungiert zukünftig als 2.
Stellvertreter des Vorsitzenden.
Zum neuen Schatz meister wurde
der Münchner So zialkundelehrer
Armin Seemann gewählt. Er über-
nimmt von sei nem Vorgänger eine
ausreichend gefüllte und gut ge -
führte Ver bands kasse. 

Armin Scherb zählt zu den
Aufgaben des neuen Vorstands
viele der alten Baustellen: Leh rer -
bildung, Politikdidaktik, De mo -
kra tieerziehung und der Stel len -
wert der Sozialkunde am G8. Da -
zu zählt auch die ungeklärte Situa -
tion der Landeszentrale für politi-

Neuwahlen im bayrischen
Landesverband

Landesvorsitzender 
Armin Scherb bestätigt

Bei den Neuwahlen zum bayeri -
schen Landesvorstand am 
13.10.2012 in Tutzing ist der
Vorsitzende Prof. Dr. Armin
Scherb einstimmig als Erster Vor -
sitzender bestätigt worden. Der
Politikdidaktiker von der Univer -
sität Erlangen-Nürnberg tritt da mit
seine zweite Amtszeit an. Eben -
falls im Amt bestätigt wurde der
Zweite Vorsitzende und Schrift -
führer Dr. Michael Schrö der. Der
Dozent an der Akademie für Po li -
tische Bildung Tutzing gehört dem
Vorstand seit 12 Jah ren an.

Nicht mehr kandidiert hatte die
frühere Stellvertreterin Moni ca

sche Bildungsarbeit, deren inhalt-
liche, konzeptionelle und per so -
nelle Neuaufstellung seit einem
Jahr auf sich warten lasse. Der
Vorstand werde sich in diese De -
batte ebenfalls einmischen.

Der neue erweiterte Landes -
vorstand mit insgesamt 19 Mit -
gliedern ist eine Mischung aus be-
währten und jungen Kräften. Der
Frauenanteil liegt jetzt bei 35 Pro -
zent. Wichtige Institutionen der
politischen Bildung in Bayern wie
die Europäische Akademie (Dipl.-
Pol. Birgit Schmitz-Len ders) und
die Akademie für Po li tische Bil -
dung Tutzing (Prof. Dr. Ursula
Münch) sind wieder im Vorstand
vertreten. Insgesamt konnte eine
deutliche Verjüngung des Vor -
stands eingeleitet werden.

Die Mitgliederversammlung war
eingebettet in eine Koopera tions -
tagung mit dem Bayerischen Phi -
lologenverband und der Aka de mie
für Politische Bildung Tutzing.
Das Thema „Finanz kri se-Schu l -

Verband

Bayern

Schleswig-Holstein

Skandale in Schleswig-
Holstein

Forschende Schüler ver -
öffentlichten Buch – Arbeits -
grundlage für Zeitgeschichte
und Politische Bildung

11. Oktober 1987, Genf, Hotel
Beau-Rivage, Zimmer 317. Ein to-
ter Mann liegt angezogen in der
Badewanne. Es ist der Minis ter -
präsent des Landes Schleswig-
Hol stein, Uwe Barschel. Ob es
Mord war, ist bis heute nicht ge -
klärt. Sicher ist hingegen, dass
dies einer der größten Skandale in
der Geschichte der Bundes re pub -
lik Deutschland war.

Es gab in der Vergangenheit
jedoch auch kleinere Skandale,
ge rade auf lokaler Ebene. Dies
war für die Körber-Stiftung
Grund ge nug, den Geschichts -
wettbe werb des Bundespräsi den -
ten 2010 dem Thema „Skandale“
zu widmen. Schüler waren aufge-
rufen, For schungen zur Lokal-
und Regio nal geschichte vorzule-
gen. Nun ist ein Buch mit fünf
ausgewählten Schüleraufsätzen
aus Schleswig-Holstein erschie -
nen. Unterstützt wurde das Pro -
jekt von der Lan des zentrale für
politische Bildung in Schleswig-

Hol stein sowie von der Körber-
Sti f tung.

Auch vier Schüler vom Ueter -
sener Ludwig-Meyn-Gymnasium
wurden ausgewählt und haben ihre
Beiträge veröffentlicht. Sie ar bei te -
ten noch weit über den Wett be -
werb hinaus an ihren Texten, ins -
gesamt zwei Jahre lang. Für Schü -
ler ist das mehr als unge  wöh n lich,
ist ihre Zeitplanung doch meist auf
wenige Stunden vor den Klassen -
arbeiten be schränkt.

Die Dreizehntklässler Björn
Rohwer und Julian Clement sind
sich insofern sicher, viel gelernt zu
haben. Sie haben sich mit der Ge -
schichte des nationalsozialisti -
schen „Euthanasie“-Mörders Wer -
ner Heyde befasst. Er tauchte nach
dem Zweiten Weltkrieg in Flens -
burg unter – mit Billigung der da-
maligen Landesregierung. Die
bei den Schüler mussten umfang -
reiche Quellenbestände be wälti -
gen und dabei immer exakt arbei-
ten. Julian Clement sieht, dass
dies große Lernchancen bot: „Im
Vordergrund steht die Er kenntnis,
dass wissenschaftliche Arbeiten
aus enormer Akribie und Sorgfalt
heraus entstehen müssen, um
wahr heitsgetreu sein zu können.“
Sein Mitautor Björn Rohwer sieht
vor allem den Un ter schied zum re-

den krise-Systemkrise“ hatte den
Heinrich-Oberreuter-Hörsaal“ ge-
füllt, zumal mit Hans-Werner Sinn
vom Münchner Ifo-Institut, dem
ehemaligen Finanz minister Theo
Waigel und Tho mas Mayer – un -
ter Josef Acker mann Chef-Volks -
wirt der Deut schen Bank – die
Referentenliste prominent be -
stückt war. Während Sinn für
einen Austritt Griechen lands aus
der Euro-Zone plädierte, plädierte
Waigel für einen Ver bleib. Aller -
dings gibt er heute zu: „Grie chen -
land hätte nie aufge nom men wer-
den dürfen.“ Bei der „Erziehung“
der Mitgliedsländer sei man au -
ßerdem zu lange zu nachlässig ge-
wesen . Ein großer Vertrauens -
verlust in Politik und Währung sei
eingetreten, als man den Sta bi li -
tätspakt in dem Mo ment auf -
weichte, in dem Deutsch land und
Frankreich die Kriterien dafür ver-
letzten – während viele kleine
Länder noch bestraft wurden. 

Dr. Michael Schröder, Tutzing

gulären Unter richt: „Im normalen
Schulalltag erhält man nie wirk -
lich die Ge le genheit, Quellen mit
einer wis sen schaftlichen Genauig -
keit zu untersuchen.“

Wagma Hayatie ist inzwi -
schen Studentin der Geschichts -
wissen schaft an der Universität
Göttin gen und sieht auch rück bli -
ckend große Lernerfolge durch
die Teil nahme an dem Wettbe -
werb: „Das Projekt war eine sehr
gute Vorbe reitung auf die Arbeit
in der Uni. Außerdem habe ich
gelernt, kri tisch mit der Literatur
und Quellen umzugehen. Das ist
etwas, was im Studium und in
vie len Berufen wie z.B. im Jour -
nalismus gefragt ist. Insofern war
die Arbeit an dem Projekt sehr
be reichernd, auch auf lange
Sicht.“ Sie konnte mir ihrer Ar -
beit über den Mediziner Kurt
Borm sogar den Landessieg in
Niedersachsen erringen.

Christina Schubert hat ähnlich
positive Erfahrungen gemacht. Sie
untersuchte erstmals die NS-Ver -
gangenheit der Landtags ab ge -
ordneten nach 1945 und kann die
Teilnahme an einem solchen Pro -
jekt anderen Schülern nur emp -
fehlen. Man könne dabei „so viel
Nützliches und für die Zukunft
Brauchbare lernen“, weiß sie. Auf
die Phasen der größerer Ar beits be -
las tung blickt Christina inzwi -
schen gelassen zurück: „Der
Stress zahlt sich am Ende auf
jeden Fall aus.“

Es sind aber nicht nur die
Lern  effekte, die die Schüler aus
ihrer Arbeit ziehen konnten. Ihr
Beitrag zur Geschichtsschreibung
darf nicht unterschätzt werden, er-
forschten sie schließlich mehrere
Geschichtsfelder erstmals. Der
ebenfalls in dem Buch enthaltene
Beitrag einer dreizehnten Klasse
vom Otto-Hahn-Gymnasium aus
Geesthacht ist dabei ein besonde-
rer Leckerbissen, nicht nur, weil er
mit dem Bundessieg ausge zeich -
net wurde. 

An ihrem Gymnasium trat
1963 der von Hitler zu seinem
Nachfolger ernannte Großadmiral
Karl Dönitz auf, um vor Schülern
und Lehrern über die NS-Zeit zu
referieren. Die Geschichtsstunde
der besonderen Art rief sogar in -
ternationale Proteste hervor. Be -
sonders pikant dabei: Ehrfürchtig
wurde der verurteilte Kriegs ver -
bre cher Dönitz von dem dama li -
gen Schülersprecher begrüßt, und
zwar von Uwe Barschel.

Sönke Zankel, DVPB SH

Das Buch ist im Buchhandel er-
hältlich:
Skandale in Schleswig-
Holstein. 
Beiträge zum Geschichtswett -
bewerb des Bundespräsi den ten
herausgegeben von 
Sönke Zankel, Kiel 2012
ISBN 978-388312-4193
240 Seiten, 9,90 Euro
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Sinnvolle Verflechtung
regionaler Organisationen:

DVPB-Brandenburg ist 
jetzt Mitglied der Landes -
arbeitsgemeinschaft für
politisch-kulturelle
Bildung in 
Brandenburg e. V.

Wie auf unserer letzten Mitglie -
der ver sammlung angeregt, hat
der DVPB-Landesvorstand die
Mitgliedschaft in der Landesar -
beitsgemeinschaft für politisch-
kulturelle Bildung in Branden -
burg beantragt. Nachdem unser
Vorstandsmitglied Dr. Martina
Panke die Ziele der DVPB auf
der diesjährigen LAG-Mitglie -
der versammlung vorgestellt hat,
sind wir seit Juni 2012 ordent li -
ches Mitglied dieser Landesar -
beits gemeinschaft. Die LAG
fungiert als Dachverband von
derzeit 31 Trägern der politi -
schen und kulturellen Bildung
im Land Brandenburg, die eine
Vielfalt an inhaltlichen Ange bo -
ten zur Poli ti schen Bildung
anbieten.

Durch die Mitarbeit in der
LAG für politisch-kulturelle Bil -
dung werden vor allem die Akti -
vitäten der DVPB im Bereich
der außerschulischen Politischen
Bildung für Kinder, Jugendliche
und Erwachsene sowie Projekte
und Programme des Demokratie -
lernens institutionell durch die
Vernetzung mit den anderen Mit -
gliedseinrichtungen gestärkt. Zu -
dem entwickelt die LAG in akti-
ver Kooperation mit interessier -
ten Mitgliedern Projekte der po-
litisch-kulturellen Bildung und
führt diese in Trägerschaft der
LAG gemeinsam durch. 

Detaillierte Informationen zur
Landesarbeitsgemeinschaft für
politisch-kulturelle Bildung
finden Sie unter 
www.lag-brandenburg.de 

Authentischer Roman 

Wie ich meine Jugend
überlebte

von Hansjürgen Fenske 

Hansjürgen Fenske, engagiertes
und langjähriges Mitglied der
DVPB in Brandenburg, hat einen
authentischen deutsch-deutschen
Roman geschrieben. „Wie ich
meine Jugend überlebte“ ist ein
spannendes wie aufwühlendes
Stück Zeitgeschichte und beruht
auf wahren Gegebenheiten. 

In seinem Buch geht es dem
Autor um Lebenslinien und Le -
bensrisse seiner Mittelpunkts-
Figur Maximilian Olgart. Fenske
schuf Max sehr nahe an seiner
eigenen Geschichte.

Mäxchen ist 13, als er 1945 ohne
Angabe von Gründen ver haf tet
und in Untersuchungsge fäng nis -
se gebracht wird. Er wird von ei-
nem sowjetischen Militär tribu nal
zu zehn Jahren Haft we gen an -
geb lich organisiertem Kampf ge-
gen die Sowjetunion verurteilt.

Sechs Jahre verbringt er unter
anderem im Lager Sachsen hau -
sen, das die russische Militär -
macht als Internierungslager
wei ter nutzt. Die Leser begleiten
Max in die Haft unter grausigen
Bedin gun gen. Es ist ein Wunder,
wie er Krankheit, Todesgefahr,
brutale Schikane sowie physi -
sche Miss handlung in der Zelle
über lebt. 

Als Volljähriger wird er ent -
lassen. Er möchte Theologie und
Medizin studieren. Das lässt der
Staat wegen politischer Unzu -
ver lässigkeit nicht zu.

Max absolviert ein Lehrerse -
minar, macht seine ersten, recht
un orthodoxen Schritte in der
Grund  schule der DDR. Er
kommt in den Norden Bran den -
burgs. In einem kleinen Städt -
chen wird er mit Frau und Kin -
dern sesshaft. Er beschreibt das
Leben, wird ein Teil der Men -
schen dort und geht als Lehrer
in seinem Beruf auf. Er ist ein
kritischer Pädagoge und eckt da-
durch bei Partei funk tio nä ren an.
Olgart stachelt seine Schü lerin -
nen und Schüler zum Denken an
und freut sich, wenn seine Mis -
sion Früchte trägt.

Die Wendezeit kommt, alles
gerät aus den Fugen. Olgart
wird sogar für einige Jahre
Kreis schul  rat, später wieder
Lehrer und be ginnt schließlich
ein völlig neues Leben.

Durch Max Olgart spricht
mit klarer und verständlicher
Stimme ein Protagonist, der
weiß, wie es wirklich war. Das
Buch „Wie ich meine Jugend
überlebte“ von Hansjürgen
Fenske dokumentiert eindrucks-
voll ein wichtiges Kapitel
deutsch-deutscher Nach kriegs -
geschichte bis zur Nach wen de -
zeit und sollte nicht nur im
Politikunterricht in Brandenburg
eingesetzt werden.

Der DVPB-Landesverband
Brandenburg plant eine Lesung
und Buchpräsentation mit Hans -
jürgen Fenske im Frühjahr 2013
in Zusammenarbeit mit der Stif -
tung Brandenburgische Gedenk -
stätten. Einladungen werden
recht zeitig an alle Mitglieder
verschickt. 

Hansjürgen Fenske 
„Wie ich meine Jugend über-
lebte“ 
Lexikus Verlag 
Edition Godewind
ISBN: 978-3-940206-38-1
14,95 Euro
www.lexikus.de

Missio-Truck – Menschen
auf der Flucht 

Das Internationale Katholische
Missionswerk e. V. (missio) bie-
tet im Rahmen der Aktion
Schutz engel „Für Familien in
Not. Welt weit.“ eine multimedia-
le Au s stel lung für Schülerinnen
und Schüler ab der 8. Klasse
sowie für Jugend- und Erwachse -
nen gruppen an. Bis her wurde die-
ses Angebot über wiegend von
allgemeinbildenden und berufs-
bildenden Schulen aus Berlin und
Nordrhein-Westfalen ge nutzt.
Auch im Norden Bran den  burgs
wurde der missio-Truck an zwei
Schulstandorten mit sehr posi ti -
ver Resonanz der Schüle r_in nen
und Lehrer_innen ein gesetzt. 

Worum geht es?

Am Beispiel von Bürgerkriegs -
flüchtlingen im Ostkongo werden
die Besucher_innen durch die
mul timediale Ausstellung im mis-
sio-Truck für die Ausnahme situa -
tion Flucht und Vertreibung sen-
sibilisiert.

Die Ausstellung zeigt Dienste
kirchlicher Partner in den betrof-
fenen Regionen: Soforthilfe, Em -
powerment, Traumarbeit, Inklu -
sionsförderung. Sie stellt die Le -
bensleistung von Flüchtlingen
vor, auch in widrigen Lebensum -
stän den Würde zu bewahren, und
die eigene Entwicklung in die
Hand zu nehmen. Konkrete An -
gebote der Solidarität mit Flücht -
lingen werden vorgestellt.

Methoden und Medien

Acht beispielhafte Biographien
stehen für das Schicksal von
Flücht lingen und Vertriebenen im
Ost kongo. Nach einer Einführung
beginnt die Ausstellung mit ei -
nem Computerspiel, in dem die
Besu cher_innen die Flucht ge -
schichte eines Flüchtlings an
Spiel- und Hör stationen nacherle-
ben. Die Au s stel lung wird er -
gänzt durch Ob jekte, Texttafeln
und Mit mach an gebote. 

Die Führung durch die Aus -
stellung erfolgt paarweise und
einzeln. Karten mit QR-Codes
zeigen den Weg durch die ver -
schiedenen Situationen der
Fluchtwege.

Weitergehende Informationen
zum missio-Truck und Buchungs -
hinweise finden Sie unter 

www.missio-truck.de 

Dieter Starke

Brandenburg
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parks). Zwei Franzo sen bauen hier
auf einem gepachteten Ge ländeteil
seit mehreren Jahren Luxus jach -
ten. Nun sollen Hafen und Werft
mit dem Stand ort Ge din gen auf
den serienmäßigen Bau von und
die Fracht mit Container schiffen
ausgerichtet werden, ein viel zu
später Strate giewechsel, da Kre di -
te und Auf traggeber fehlen, denn
infolge der scharfen Konkur renz
aus China und Korea ist das De ba -
kel vor programmiert, auch wenn
der Wirt schaftsjournalist Leszek
Szmidtke (Radio Gdańsk) zuver -
sichtlich ist, dass die Schiffs bau -
betriebe vor dem Untergang ge -
schützt würden. Als weiteres wirt-
schaftliches Standbein bleibt nur
die Tourismusbranche mit attrakti-
ven Kulturangeboten – doch das
betreibt bereits die gesamte Küs -
ten region von Stettin bis Dan zig.

Die Danziger Werft gilt als
Keimzelle der demokratischen Be -
wegung Polens (Wałęsa wurde am
9.12.1990 zum Präsidenten Polens
gewählt): diese Erinne rung an den
charismatischen Po litiker wird im
kollektiven Ge dächtnis der Region
wach gehalten und durch den Bau
des Europäischen Zentrums der
Solidarität (ECS), einem gewalti-
gen, von der EU stabil geförderten
Kongresszentrum in Gestalt von
Stahlplatten eines Schiffs rumpfs,
zu einem Forum und Treffpunkt
der Jugend ausgestaltet, so der
Direktor des Zentrums, Basil
Kers ki. Das postindustrielle Am -
bien te der Werft wird dabei leider
nicht einbezogen: wo einst der
Schiffsbau pulsierte, regiert heute
Verfall. Auch Małgorzata Cebul -
ska (ECS) konnte nur auf die stän-
dige Ausstellung verweisen, die ab
2014 in dem Palast ebenso Platz
finden wird wie eine wissen -
schaft liche Abteilung zur Arbeit
junger Forscher an der Solidar -
ność-Geschichte.

Piotr Mazurek, Vorsitzender
der Gesellschaft der Freunde Dan -
zigs, erläuterte in seinem Vortrag
über die Rolle der Freien Stadt
Danzig, 1919 – 1939, die territori-
al von Deutschland abgetrennt und
einem Völkerbund kommissar un-
terstellt wurde (mit polnischen Ha -
fenrechten), die Rolle Albert Fors -
ters, seit 1930 Gauleiter von Dan -
zig, der die Verwaltung der Stadt
nach und nach an sich zog, um
Vorberei tungen für Danzigs Wie -
der ein gliederung ins Deutsche
Reich zu treffen. In diesen Ko n text
gehörte ein Besuch des Mu seums
Stutthof (w Szutowie), 35 km nor-
döstlich von Danzig ent fernt und
auf dem Gebiet der Frei en Stadt
nach 1939 errichtet, durch dessen
ehe maliges KZ der Museumsleiter
Piotr Chruścielski führte und Ter -

ror und Vernichtung durch Organ i -
sation als Strukturen absoluter
Macht analysierte. Das ur sprüng -
liche Zivilgefangenen lager wurde
1942 als KZ ein ge stuft und der
Danziger Gestapo unterstellt. 1944
waren mindestens 70% der Häft -
linge Juden. Von den 110.000 in
diesem Lager inhaftierten Men -
schen kamen ca. 65.000 um. 

Die Rückfahrt führte zur Ma -
rien burg, dem Schloss des Deut -
schen Ordens. Ewa Moszczyń ska
erläuterte detailliert und diffe ren -
ziert die Geschichte der Marien -
burg. Sie bildet einen dauerhaften
Bestandteil des historischen My -
thos im deutschen wie polnischen
Bewusstsein. 

Zur weiteren Auseinander set -
zung mit Geschichte und Gegen -
wart leitete der Besuch der Wes -
terplatte über, einer Halbinsel an
der Ostseeküste, bekannt durch den
Beschuss des dortigen polni schen
Munitionslagers am 1.9.1939, der
als Beginn des Zweiten Weltkriegs
gilt (an die pol nischen Verteidiger
erinnert das 1966 errichtete monu-
mentale Denkmal). Die Anlagen
auf der Westerplatte sind indessen
reno viert, eine Ausstellung mit
Schau tafeln zeigt historisch unter -
schied  liche Leitlinien, die in ihrer
Ko hä renz und Gegensätzlichkeit
der sorgfältigen Auseinander set -
zung bedürfen. Daniel Loge mann,
Wis senschaftlicher Mit arbeiter des
WW II-Museums, stellte auf ei nem
Rundgang Kon zeption, In terak ti -
vität und Archi tektur dieses Mu -
seums zur Dis kussion. Er korri gier -
te einseitige Positionen, wie sie aus
den Ver wicklungen der deutsch-
polni schen Ge schich te erwachsen
sind und verwies auf eine schärfere
Ab grenzung zu sowje ti schen In -
terpretationen (der russi sche Pan zer
ist indessen von der Halb insel ent-
fernt worden, da er nichts mit der
Topographie zu tun hat).

Paradigmenwechsel: Literatur
als Gedächtnisträger. Die Kultur -
wissenschaftlerin Izabella Sacha
(Uni Gdańsk) referierte ein drucks -
voll, wie die Konstruktion von
Denkmälern und das Er zäh len sich
als eine produktive Form des Er -
innerns mit Spannung und Kraft
behauptet. Zu ihren Bei spielen
zählten außer Grass und Chwin die
junge Autorin Sabrina Janesch
(Ambra, 2012), die aus gegenwär-
tiger Sicht hinter die Fassaden
Danzigs schaut und ihre Leser in
die Alte Vorstadt führt.

Für die freundliche und produkti-
ve Kooperation gilt unser Dank
allen Mitarbeitern des DOM.

Dr. Hans-Joachim
Kraschewski, Marburg

Streik auslösenden dreißigtausend
Flugblätter druckte, und mit den
Arbeitern in tiefer Unruhe die Fra -
ge diskutierte: Marschieren die
Russen ein oder nicht.

Dieses Bild der Massenbe we -
gung von zehn Millionen Men -
schen korrigierte Jerzy Borow -
czak, Gewerkschafter der frühen
Stunde und derzeit Abgeordneter
im Sejm in Warschau, mit seinen
Erinnerungen: Solidarność heute
sei eine zerfallene Bewegung in
immer kleinere und zerstrittenere
Fraktionen: Partikularinteressen
und Mangel an Organi sa tions dis -
ziplin herrschten trotz Kon ti nuität
von Personen und Proble men vor.
Wahrscheinlich wäre es besser ge-
wesen, so sein Plädoyer, die Soli -
darność hätte sich 1989 aufgelöst
oder zur reinen Ge werk schafts -
bewegung erklärt, dann stünden
jene konservativen Poli ti ker, die
ihre Parteien bis heute mit dem
ruhmreichen Eti kett schmück ten,
nicht als alleinige Erben da. Das
belegte auch der Filmbeitrag „Von
Solidarność bis zur Freiheit“, den
Agnieszka Błaszczak und Jakub
Garsta ge gen über unserer Kritik
am Frei heitspathos verteidigten.
Im polnischen Kontext habe der
Frei heits begriff (Freiheit des Indi -
vi duums bei nationaler Unabhän -
gig keit) eine völlig andere Konno -
tation als im Westen.

Große Tage gab es 1980 auf
der Lenin-Werft, als der Elektri ker
Lech Wałęsa mit hochgerissenen
Armen Siegeszuversicht be kun -
dete. Damals beschäftigte der ehe-
malige Staatsbetrieb noch über
17.000 Mitarbeiter, durch Priva ti -
sierung wurde die Beleg schaft der
Werft auf 1700 (2010) reduziert.
Nach Eigentümer wech sel erwarb
die ISD Polska, eine Tochter des
ukrainischen Stahl- und Hütten -
konzerns Industrialnyi Sojus Do -
na bass (ISD), mit 83% Aktien an -
teil die Mehrheit im Werften kom -
plex und entwickelte neue Schiffs -
typen (Schwimmen de Bag ger,
Kranschiffe für Off shore-Wind -

Deutsch-polnisches
Seminar in Danzig

Danzig/Gdansk – Geschichte,
Politik, Wirtschaft: Projekte
und Probleme

Deutsch-polnisches Seminar
der dvpb Hessen in
Kooperation mit „Dom
Pojednania i Spotka  im. w.
Maksymiliana M. Kolbego“
in Danzig (28.9 – 3.10.2012)

Durch das schöne Danzig des
Lan gen Markts und der Marien -
kirche, des Krans an der Mottlau
und der Stadttore der Rechtstadt
als Ikonen des Erinnerns (Danzig
war im März 1945 nach kurzer
Belagerung durch die Rote Ar mee
zu mehr als neunzig Pro zent
zerstört worden) führte Do rota
Prelewska die Gruppe hessischer
Multiplikatoren (27 Leh rerinnen
und Lehrer aller Pro ve nienz) und
entwarf ein anschauliches Bild der
Vielschichtigkeit dieser Stadt.

Doch der Blick richtete sich
mit großem Respekt auch auf ei -
nen anderen historischen Schwer -
punkt, nämlich die polnische Ar -
beiterbewegung Solidarność: nicht
nur, dass sie den Kommu nis ten
1980 ohne Anwendung von Ge -
walt unabhängige Ge werk schaften
und eine begrenzt freie Presse ab-
trotzte, sondern 1989 schaffte sie
mit Hilfe des Runden Tischs auch
als erste den gewaltlosen Über -
gang von einem System ins ande-
re. Polen – so Bogdan Boruse -
wicz, Marschall des Senats in
War schau – spielte die Rolle des
Vorreiters beim Zusammenbruch
des Kom munis mus. Er selbst war
neben Lech Wałęsa der eigentliche
„Draht zieher“ vom August 1980,
als er mit einem Freund die den

Hessen

Begegnung auf dem Langen Markt in Danzig. H.-J. Kraschewski
mit den Oberbürgermeistern von Danzig und Sopot

polis_4_12_026_032_Entwurfverband_05-09.qxd  30.11.2012  15:43  Seite 28



29polis 4/2012

Verband

13. Tage der Politischen
Bildung Rheinland-Pfalz
am 25. und 26. Oktober
2012 in Landau/Pfalz;

Der DVPB-Landesverband Rhein -
land-Pfalz führte in Ko ope ration
mit dem EFWI in Landau, dem
Fachbereich Politikwis sen schaft
der Universität Koblenz-Landau/
Campus Landau und der Landes -
zentrale für Politische Bil dung
Rhein land-Pfalz auch in diesem
Jahr wieder die 13. Tage der Politi -
schen Bildung Rhein land-Pfalz
durch. 

55 Lehrerinnen und Lehrer
aus ganz Rheinland-Pfalz – von
unterschiedlichen Schulformen
(RS plus / Gym / IGS / BBS) –
kamen am 25. und 26. Oktober in
der herbstlichen Pfalz zusammen,
um tiefergehende Informationen
zu aktuellen Problemfeldern der
EU zu erhalten und mit Experten
darüber zu diskutieren.

In den einführenden Gruß wor -
ten zur Eröffnung der Veranstal -
tung brachten Dr. Günter Geist -
hardt, Direktor des EFWI und
Bet tina Anslinger-Weiss, Landes -
vorsitzende der DVPB Rhein land-
Pfalz, als Leiter der Veran staltung
u.a. ihre Freude zum Aus druck,
dass die Tage der Po li tischen Bil -
dung Rheinland-Pfalz sich mittler-
weile als eine der wichtigs ten
Fort bildungen für Lehrerinnen
und Lehrer im Be reich der Poli ti -
schen Bildung in Rheinland-Pfalz
etabliert haben. Sie dankten den
Kooperations partnern, insbeson -
dere Herrn Dr. Dieter Schiffmann,
Leiter der Lan deszentrale für Po li -
tische Bil dung, der aus Mainz an-
gereist war, Herrn Prof. Sieg mar
Schmidt und Herrn Dr. Helge Batt
von der Universität Kob lenz-Lan -
dau für die stetige Un ter stüt zung,
sowie allen anderen, die bei der
Planung und Durchführung der
Tagung ihren Beitrag leisteten. 

In seinem Eröffnungsvortrag
thematisierte Prof. Dr. Siegmar
Schmidt (Universität Koblenz-Lan -
dau, Campus Landau) zu nächst die
Erfolgsgeschichte der EU, vertiefte
dann aber die zu neh mende Akzep -
tanzkrise der EU, die u.a. in der
kontinuierlich sinkenden Wahlbe -
teiligung bei Europawahlen, aber
auch in Um fragen immer wieder
deutlich wird. Wesentliche Ursa -
chen dafür sieht er darin, dass
Kom promiss- und Konsens pro zes -
se der poli ti schen Akteure auf EU-
Ebene nicht ausreichend vermittelt
werden, das Wissen über die EU
bei vielen Bürgern gering sei

(„My   then über die EU“) und auch
die Medienberichterstattung häufig
negativ und insgesamt proble ma -
tisch sei. Die aktuelle Krise ver -
schärfe nach seiner Sicht das beste-
hende Demokratiedefizit der EU
und führe zu einem „Primat der
Ökonomie“ auf europäischer Ebe -
ne, der kritisch zu sehen sei.

Prof. Dr. Stefan Rappenglück
(Hochschule für angewandte Wis -
senschaften München) stellte in
seinem Beitrag heraus, dass die
Komplexität der EU immer mehr
zunehme, die Vermittlung der In -
halte an den Schulen dafür aber
immer mehr in den Hinter grund
trete. Gerade die Jugend fühle sich
nach seiner Wahr neh mung immer
weniger durch das Thema EU an-
gesprochen; auch er stellte ein viel
zu geringes Wissen über EU-Po li -
tik bei der jungen Generation fest
und sprach von einer „zunehmend
verlorenen Ge neration“ für Euro -
pa. Er verwies darauf, dass es auf
europäischer Ebene Kampagnen
gibt, die versuchen das euro päi -
sche Be wusst sein bei jungen Leu -
ten zu stärken und kritisierte, dass
diese Pro jek te an Schulen kaum
ankämen, u.a. auch deshalb, weil
Politik unterricht in vielen Bundes -
län dern stiefmütterlich behandelt
werde (geringe Stundenzahl an
den Schulen etc). 

Er forderte eine Intensivie -
rung des EU-bezogenen Unter -
richts an Schulen; dieser sollte
nach seiner Meinung bereits in
der Grundschule beginnen und
auch fächerübergreifend realisiert
werden (Europa als Querschnitts -
aufgabe an den Schulen). Prof.
Rappenglück stellte heraus, dass
es gerade beim Thema Europa
wichtig sei, bei den Schülerinnen
und Schülern ein solides Grund -
verständnis und Grundwissen zu
schaffen. Neben der Vermittlung
von Orientierungswissen müsse
der Unterricht nach seiner Sicht
beim Thema Europa – aufgrund
der Komplexität der Materie – in
besonderem Maße schülerorien -
tiert und fallorientiert sein.

Dr. Otto Schmuck (Vertretung
des Landes RLP beim Bund und
der EU) stellte in seinem Beitrag
fest, dass die EU als Garant des
Friedens gerade für junge Men -
schen immer weiter in den Hin -
tergrund trete. Auch er forderte
mehr Aufklärung und Trans pa renz
zum Thema EU an den Schu len
und verwies auf Projek te, wo das
Thema EUROPA Mittelpunkt
eines umfassenden Schulprofils
ist. Seine Idee von der Einrichtung

von Europa-Schulen auch in
Rheinland-Pfalz erläuterte er den
Zuhörern und ermunterte diese zu
einer interes santen Diskussion. 

Arbeitsgruppen mit ganz un ter -
schiedlichen Schwerpunkten stell-
ten am ersten Tagungstag unter -
richtspraktische Bezüge her. Olaf
Beckmann (Studienseminar Kob -
lenz) und die Studentinnen Anna
Friedrichsen und Katrin Heinrich
stellten den Teilnehmern eine
„Mul timediale Lernum ge bung
zum Themenfeld EU“ dar. Micha -
el Sauer (Universität Kai sers lau -
tern) motivierte zahlreiche Teil -
neh mer mit seinem Workshop
„EU-Planspiel – selbst ge macht!“
Georg Mohr (Studienseminar
Mainz) stellte Interessierten ein
Unterrichtsprojekt zum „Euro pä i -
schen Wettbewerb 2013“ vor. Dr.
Helge Batt (Universität Koblenz-
Landau, Campus Landau) er öff -
nete in seinem Workshop vertie -
fende Einblicke zum Thema „Po -
licy-making in der Europäischen
Union“ und ein fünfter Workshop
gab Interessierten Einblicke in die
aktuell noch laufende Arbeit der
Lehrplankommission zum The -
menfeld Europäische Union (B.
Anslinger-Weiss).

Der zweite Tag der 13. Tage der
Politischen Bildung RLP war ge -
prägt durch eine Exkursion der
gan zen Gruppe zum Europäi schen
Parlament nach Straßburg. Gerade
der Besuch des EP eignet sich be -
sonders gut auch für Schü lerinnen
und Schüler. Zu einem solchen Un -
terrichtsprojekt sollte diese Ex kur -
sion nach Straßburg auch motivie-
ren. 

Auf dem Weg nach Straßburg
wurde an der dt.-frz. Grenze Halt
gemacht, um das Zentrum des
Eurodistricts REGIO PAMINA in
Lauterburg zu besuchen und sich
bei einem interessanten Vortrag
über dieses grenzüberschreitende
Projekt näher zu informieren.

In Straßburg fand nach dem
Be such einer EU-Plenardebatte ein
Zusammentreffen und Ge spräch

mit dem EU-Abgeord ne ten Jo
Leinen statt, der dem Par lament
seit 1999 angehört (Frak tion
S&D). Schwerpunkt des Ge -
sprächs war die aktuelle EU-
Schul denkrise, aber auch die
Wahr nehmung der EU durch die
junge Generation. Jo Leinen sieht
einen wesentlichen Grund für das
mangelnde Interesse an der EU
darin, dass viele EU-Bürger – ins-
besondere die junge Gene ra tion –
nie die Probleme eines geteilten
und verfeindeten Europas erfahren
haben, was natürlich prinzipiell zu
begrüßen ist. Er machte auf das
Problem aufmerksam, dass auch
auf EU-Ebene leider sehr schnell
im Bildungs- und Kulturbereich
gespart werde. Hier müssten die fi-
nanziellen Mit tel deutlich erhöht
und nicht gestrichen werden, so Jo
Leinen. Auf die Finalität Europas
ange sprochen skizzierte er seine
Vi sion einer politischen Union, die
aber eben eine Vision bleiben wer-
de, so Jo Leinen. Die Union werde
nach seiner Wahrnehmung niemals
ein Nationalstaat sein, aber eine
parlamentarische De mo kratie. Ein
ernst zu nehmendes Demokratie -
defizit auf euro päi scher Ebene
stellt Jo Leinen aktuell nicht fest.

Nach dem interessanten Ab -
geordneten-Gespräch und einem
gemeinsamen Mittagessen in der
Mensa des Europäischen Par -
laments trat die Gruppe gut ge -
launt und voller neuer Eindrücke
die Rückreise nach Landau an.

Viele Teilnehmer gaben den
Organisatoren bereits auf dem
Rückweg ein positives Feedback
zur Tagung und kündigten an, im
kommenden Jahr bei den 14. Tagen
der Politischen Bildung in Rhein -
land-Pfalz wieder dabei zu sein. 

Vorschläge zum Thema der Ta -
gung im kommenden Jahr sind
derzeit herzlich willkommen.

Bettina Anslinger-Weiss,
DVPB-Landesvorsitzende

Rheinland-Pfalz

Rheinland-Pfalz

13. Tage der Politischen Bildung Rheinland-Pfalz: Jo Leinen
(MDEP) erklärt den Teilnehmern der Tagung ein Modell des
Europäischen Parlaments in Straßburg
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In den folgenden Arbeits gruppen
wurde am Nachmittag zu unter -
schiedlichen Aspekten gearbeitet.

AG 1: 

World Café – Diversität in der
politischen Bildung

AG 2: 

Über den Umgang mit Menschen.
Eine Einführung in die Sozio -
logie mit Adolph Freiherr Knigge

AG 3

Sozialwissenschaftliche Texte er-
schließen mit der Strukturlege -
technik

AG 4

„Gesellschaft und Gewalt – wel-
chen Einfluss haben Schulen?“
Präventives Trainingsprogramm
„Cool sein – cool bleiben“

AG 5

Biographieforschung: Kulturell-
soziale Einflüsse auf die politi -
sche Meinungsbildung der
Lernenden analysieren

Ein Teil der Arbeitspapiere ist auf
der Homepage www.dvpb-nw.de
hinterlegt.

Mitgliederversammlung

Im Anschluss an das Landes fo -
rum fand die jährliche Mitglie -
derversammlung statt. Da keine
satzungsmäßigen Wahlen anstan-
den, konnten die folgenden
Tagesordnungspunkte

1. Eröffnung und Begrüßung
2. Auswertung des Landes -

forums
3. Bericht des Vorstandes
4. Arbeitsschwerpunkte
5. Verschiedenes

zügig abgearbeitet werden. Der
vorgetragene Tätigkeitsbericht
des Landesvorstandes wird in
„Politisches Lernen“ 3-4/2012
veröffentlicht.

Der Landesvorstand

Landesforum 2012

Zum zweiten Mal fand das jährli-
che Landesforum des DVPB-
Landesverbandes an der Ruhr-
Universität in Bochum statt.
Dank der hervorragenden Vor be -
reitungen u.a. durch Frau Prof.
Bettina Zurstrassen war die
Veranstaltung bestens organisiert.

Diversität und Pluralität ge -
hören zu den Kernelementen frei-
heitlicher und demokratischer
Gesellschaften. Dennoch dis ku -
tieren wir Diversität oft unter ei-
ner Problemperspektive.

Freiheitliche Gesellschaften
sind nicht bequem. Sie fordert
von der Gesellschaft und vom
Individuum sich über die grund-
legenden Normen und Werte zu
verständigen und diese im Zuge
gesellschaftlichen Wandels
immer wieder neu auszuhandeln
oder gegebenenfalls zu verteidi -
gen. Sie fordern Toleranz, wenn
soziale Gruppen bestehende Nor -
men und Werte in Frage stellen
und das politische Engagement
der Bürgerinnen und Bürger,
wenn der Versuch unternommen
wird, Menschen- und Grund -
rechte in Frage zu stellen. Vielfalt
ist nicht nur etwas Trennendes,
sondern trägt durch Aushand -
lungs prozesse auch dazu bei, den
gesellschaftlichen Zusammenhalt
zu stärken. 

Ulrich Krüger stellte dabei die
ökonomische Dimension von Un -
gleichheit in den Vordergrund
und verwies darauf, dass Ge sell -
schaften mit großer bzw. zu neh -
mender Ungleichheit ihre Ent -
wicklungspotentiale nicht aus -
schöpfen.

Vortrag und anschließende
HotBowl

Prof. Dr. Wilhelm Heitmeyer: 

„Desintegrations -
gefahren und
gruppenbezogene
Menschenfeind -
lichkeit“

Inhalte des Vortrags von Wilhelm
Heitmeyer sind auf der Home -
page 
www.dvpb-nw.de 
veröffentlicht.

Nordrhein-Westfalen

Begrüßung und Einführung durch den Landesvorsitzenden Ulrich
Krüger

Referent und Fragestellerin (in der Projektion oben rechts)

Diskussionsrunde auf dem Podium
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Dritter Tag der
Gesellschaftswissenschaft
en in Bad Berka (Thillm)

Am 20. September 2012 fand auf
Initiative der Fächergruppe Ge -
sellschaftswissenschaften am
Thü ringer Institut für Lehrer fort -
bildung, Lehrplanentwicklung
und Medien (Thillm) und unter
Leitung von Frau Dr. Sigrid Bis -
kupek (Fachreferentin am Thillm
und Vorstandsmitglied des Lan -
des verbandes der DVPB Thürin -
gen) der 3. Tag der Gesellschafts -
wissenschaften in Bad Berka
statt. 

Thematisierten die vergange-
nen Tage der Gesellschafts wis -
sen schaften „Die Weimarer Re -
pu blik – Lernen im gesellschafts-
wissenschaftlichen Aufgaben -
feld“ (März 2009) und „Gesell -
schaft im Wandel – 20 Jahre
deut sche Einheit in Europa“
(Sep tember 2010), rückte der 3.
Tag der Gesellschafts wissen -
schaf ten das Thema „Leben in ei-
ner globalisierten Welt“ in den
Mittelpunkt. 

Das interdisziplinär gewählte
Thema wurde aus gesellschafts -
politischer, historischer, öko no -
mi scher, ökologischer und mora-
lisch-ethischer Perspektive be -
leuch tet. 

Zugleich bekamen die ca. 100
Gäste Anregungen für fächer -
über greifendes Lernen im gesell-
schaftswissenschaftlichen Aufga -
ben feld im Fokus einer engen
Ver bindung zwischen Fachlich -
keit und Interdisziplinarität, mit
dem Ziel durch mündige und
selbst bestimmte Bürger das Zu -
sam menleben in der Gesellschaft
zu stärken.

Der Themenbereich „Leben in
einer globalisierten Welt“ korres -
pondiert mit den Lernbereichen
der neuen, weiterentwickelten
Fach lehrpläne im gesellschafts -
wissenschaftlichen Aufgabenfeld.
Entsprechend vielfältig gestaltete
sich das Tagungsprogramm.

Nach der Eröffnung durch
Frau Dr. Biskupek richteten Frau
Dr. Ursula Behr (Arbeits bereichs -
leiterin Lehrplan- und Fachent -
wicklung am Thillm in Bad Ber -
ka) und Herr Ralph Leipold (Re -
feratsleiter Grundsatzfragen
schulischer und frühkindlicher
Bildung und deren Organisation,

Bildungsplanung, Schulent wick -
lung, Lehrpläne, politische Bil -
dung am Ministerium für Bil -
dung, Wissenschaft und Kultur)
Grußworte an das Plenum.

Schüler der Abiturstufe des
Goethe- und des Schillergymna -
siums aus Weimar gestalteten im
Anschluss eine Probedebatte zur
Frage „Soll mit dem Futuropreis
eine zusätzliche Kennzeich nungs -
pflicht für Lebensmittel 2015 ein-
geführt werden?“ und lei teten da-
mit inhaltlich zum Gast redner
Herrn Prof. Dr. Felix Ekardt über.
Ekardt arbeitet seit 2009 an der
Universität Rostock (Juristische
Fakultät) und leitet die For -
schungs stelle Nach haltig keit und
Klimapolitik (überregional-dezen-
tral strukturiert) im Hauptbüro in
Leipzig. In seinem Plenarvortrag
zum Thema „Glo bale Heraus for -
derungen des 21. Jahrhunderts“
richtete er Fragen an die weltweite
Energie- und Klimapolitik. Er
stell te den un um strittenen Kli ma -
wandel als wesentliche politische
und öko nomische Herausfor de -
rung dar und bezeichnete die Er -
reichung einer dauerhaft und glo-
bal durchhaltbaren Lebens- und
Wirt schafts weise als Kernaufgabe
des 21. Jahrhunderts. 

Kritik übte er u.a. an der ver-
zerrten Emissionsbilanz der Bun -
desrepublik. Die Senkung der
Treibhausgasemission der ver -
gan genen Jahre konnte zum
Groß teil nur durch die Verla ge -
rung von Produktionsstandorten
in Nachbar- und Schwellenländer
erreicht werden. 

„Eine Welt, die physikalisch
endlich ist, kann kein unendliches
Wachstum haben.“ lautete eine
seiner zentralen Aussagen, wäh -
rend er die These belegte, dass es
nicht allein technisch gelingen
wird, das Energie- und Klima -
problem zu lösen. Statt dessen
appellierte Ekardt an eine drin -
gende Verhaltensänderung eines
jeden Bürgers, um die Produktion
alltäglicher Güter und damit auch
den Energieverbrauch zu senken.
Über zahlreiche Beispiele aus der
Umweltsoziologie, Psychologie,
Pädagogik, Ökonomie und Po -
litikwissenschaft leitete er drei
zentrale Argumente ab, die für
den Energieschutz und damit für
eine Reduktion des Energiebe -
darfs sprechen. 

Thüringen

1. Der Schutz des eigenen Le -
bens raums verlangt nach
einem energiesparsamen
Lebensstil und trägt damit
zum Eigennutz bei.

2. In einer gefährdeten und da -
mit „Traurigen Lebenswelt“
be steht die Gefahr fehlender
Glücks momente, die einen
deutlichen Verlust an Lebens -
qualität zur Folge hätte. 

3. Die Sicherung des Rechts auf
individuelle Freiheit und
Unver sehrtheit ist Pflicht
eines Jeden, infolge dessen je-
der Einzelne sein Recht auf
Verwirklichung der Men -
schen rechte nicht über die an-
derer Menschen stellen kann. 

Unabdingbare Grundlage von
Um weltschutz ist somit persönli-
ches Alltagshandeln im Sinne
von Vorbildhandeln.

Applaus und Anerkennung
ern tete Eckardt für seine Aus füh -
rungen und stellte sich den Fra -
gen der Zuhörer. 

Nach der Mit tags pause bot
sich den Gästen die Teilnahme an
vier verschiedenen Workshops. 

1. Patrick Rosenow vom Institut
für Politik wis sen schaft der
Friedrich-Schiller-Uni versität
Jena referierte zur Frage: „Re -
gieren ohne Welt regierung?“
und warf aus Sicht der Poli tik -
wissenschaft einen Blick auf
die globalisierte Welt.

2. Wilfried Handl, Ex-Scien to -
loge aus Wien klärte über
Struk turen, Hintergründe und
Wir kungs mechanismen der
Sciento logy in einer
globalisierten Welt auf. 

3. Stefan Kübert von der Deut -
sche Bundesbank aus Leipzig
sprach über die Geld- und Fi -
nanz politik in der Europäi -
schen Währungsunion und 

4. Daniel Burk holz, Filmregis -
seur aus Bochum zeigte mit
dem Film „Shortcut to
justice“ wie sich Frauen in
Indien couragiert einen Weg
zur Gerechtigkeit schufen und
erfolgreich gegen Gewalt und
Unrecht zur Wehr setzten. 

Gegen 16 Uhr endete die
Tagesveranstaltung am Thillm. 

Toralf Schenk
Zweiter Landesvorsitzender

der DVPB-Thüringen

Felix Ekardt
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„Mehr Politik wagen!“ 

Oliver Decker/Johannes Kies/
Elmar Bähler: Die Mitte im
Umbruch.
Rechtsextremistische
Einstellungen in Deutschland
2012. Herausgegeben für die
Friedrich-Ebert-Stiftung von
Ralf Melzer. 
Bonn: Dietz-Verlag 2012, 
142 S., 9,90 EURO 
[im Internet unter:
http://www.fes-gegen-rechts-
extremismus.de/pdf_12/mitte
-im-umbruch_www.pdf]

Seit 2002 weist die Friedrich-
Ebert-Stiftung anhand empiri scher
Befunde darauf hin, dass rechtsex-
tremes Denken in Deutsch land
kein „Randproblem“, sondern
eines der Mitte der Gesellschaft
ist. Die im Zweijahresrhythmus in
Auftrag gegebenen „Mitte-Stu -
dien“ belegen, dass rechtsextreme
Haltungen in allen Teilen der Ge -
sellschaft in erheblichem Maße an-
zutreffen sind. Auch 2012 wurde
wieder eine bundesweite repräsen-
tative Erhebung durchgeführt. Die
Studie basiert auf einer Befragung
von 2510 Menschen durch das
Ber liner Meinungsforschungs -
institut USUMA. „Die Mitte im
Umbruch“ ist ein Barometer aktu-
eller fremdenfeindlicher, rechtsex-
tremer und antisemitischer Ein -
stellungen in Deutschland. Bezo -
gen auf ganz Deutschland ist ein
Anstieg rechtsextremen Denkens
(geschlossenes rechtsextremes
Weltbild) von 8,2 auf 9,0 % zu
ver zeichnen. Ein moderater Rück -
gang in Westdeutschland im Ver -
gleich zu 2010 (von 7,6 auf 7,3%),
steht ein massiver Anstieg rechts -
extremen Denkens in Ostdeutsch -
land (von 10,5 auf 15,8 %) ge gen -
über. Zugleich ist die Zufrie den -
heit mit der Demokratie im Ver -
gleich zu anderen Staatsformen
mit 94,9 % (West: 95,5 %; Ost:
92,1 %) sehr hoch.

Überzeugend und konsequent
vertreten die Autoren ihren Erklä -
rungsansatz, dass sozioökonomi-
sche Abstiegsängste der gesell -
schaft lichen Mitte – unabhängig
davon, ob sie nun bereits reale
Formen angenommen haben oder
nur befürchtet werden – die trei -
bende Kraft der Ausbreitung
rechtsextremer Einstellungen in
der bundesdeutschen Gesellschaft
darstellen. Die Friedrich-Ebert-
Stiftung leistet damit einen we -
sentlichen Beitrag zur sozial wis -

sen schaftlichen Bedingungs ana -
lyse für die politische Bildungs -
arbeit. Sowohl die empirischen
Befunde, als auch die Ursa chen -
analyse und die Vorschläge zu po-
litischen und pädagogischen
Hand lungsmöglichkeiten in dieser
Veröffentlichung verdienen
Beach tung.

Weil die Forscher auf der
Grundlage von nunmehr sechs im
Zweijahresabstand durchge führ -
ten Erhebungen zwischen 2002
und 2012 längerfristige Verän de -
run gen nachweisen können, sind
ihre Ergebnisse besonders wert -
voll. Dazu ein Beispiel: Waren
antisemitische Einstellungen bis
2006 unter Ostdeutschen deutlich
geringer verbreitet als unter West -
deutschen (4,2% zu 8,4%), so hat
sich dieses Verhältnis in diesem
Jahr umgedreht (8,6% zu 10,4%).
Oder: Das vieldimensional zu -
sam mengesetzte Untersu chungs -
konstrukt „geschlossenes rechts -
extremes Weltbild“ traf 2012
noch auf 9,0% der westdeutschen
Probanden zu und dieser Wert ist
damit seit 2002 ganz leicht gesun-
ken. Demgegenüber hat sich diese
Gruppe in den neuen Bundes län -
dern im gleichen Zeitraum von
8,1% auf 15,8% fast verdoppelt.
Die Autoren weisen allerdings ei-
ne vereinfachende Deutung der
Dif ferenz nach den Himmelsrich -
tungen Ost-West zurück und füh -
ren dazu die hohen Rechts extre -
mismus-Werte für ländliche und
strukturschwache Regionen in
den alten Bundesländern an. 

Bei früheren Untersuchungen
war bislang immer festgestellt
worden, dass jüngere Menschen
in geringerem Maße zu rechtsex-
tremen Auffassungen neigen.
2012 muss die Forschergruppe
der Friedrich-Ebert-Stiftung zum
Teil veränderte Verteilungen fest-
stellen: „Allerdings ist der sonst
übliche Alterseffekt in Ost -
deutsch land teilweise gegen läu -
fig: Die Ostdeutschen weisen in
der jüngeren Altersgruppe (14-30
Jahre) anders als in früheren Be -
fragungen bei der Befürwortung
einer rechtsautoritären Diktatur,
Chauvinismus, Sozialdarwi nis -
mus und der Verharmlosung des
Nationalsozialismus höhere Werte
auf als in der Altersgruppe über
60.“ Nur Bildung als Schutzfaktor
vor Rechtsextremismus ist über
alle Einstellungsfacetten und alle
Teilgruppen hinweg nach wie vor
identifizierbar; Personen mit Abi -
tur neigen prozentual deutlich we-

niger zu rechtsextremem Denken
als Personen ohne Abitur.

Unter den Bedingungen einer
multireligiösen Zuwanderungs -
gesellschaft in Deutschland ver -
ändern sich Objekte rechtsextre -
mistischer Zuschreibungen. Statt
auf Juden werden nun vermehrt
rassistische Bewertungen auch
auf Moslems bezogen. Aber auch
unter Zuwanderern selbst sind au-
toritäre Einstellungsmuster häufig
anzutreffen. Die Studie leistet in-
sofern mit diesen Ergebnissen ei-
nen beachtenswerten Beitrag zur
Fundierung einer politischen Bil -
dung mit Migranten. Die Diffe -
ren zierung von Begriffen „Islam -
feindschaft“ und Islamkritik“ oder
„primärer Antisemitismus“ und
„sekundärer Antisemitismus“
können dabei analytisch hilfreich
werden.

„Die Mitte im Umbruch“
macht im Schlusskapitel auch ei-
gene bedenkenswerte Vorschläge
zu Handlungsfeldern der Be -
kämp fung des Rechtsextre mis -
mus. An vorderster Stelle steht die
Forderung nach verstärkter und
andersartiger politischer Bil -
dungs arbeit im schulischen und
außerschulischen Bereich (S. 117
und 118). Diese müsse eingebettet
werden in eine Gesellschafts po li -
tik der Re-Solidarisierung und die
gezielte Verhinderung der Ethni -
sierung sozialer Konflikte. Nicht
nur „mehr Demokratie“ sondern
auch „mehr Politik“ müsse in der
deutschen Gesellschaft gewagt
werden.
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Rezensionen
Neue Literatur – kurz vorgestellt 
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Beteiligungsdidaktik

Widmaier, Benedikt/
Nonnenmacher, Frank
(Hrsg.): Partizipation als
Bildungsziel. Politische
Aktion in der politischen
Bildung (= Wochenschau
Wissenschaft, Non-formale
Bildung), Schwalbach/Ts.:
Wochenschau 2011, 
206 S., 22,80 EURO 

Nicht zuletzt der diesjährige, un-
ter dem Thema „Partizipation“
stehende Bundeskongress Politi -
sche Bildung hat belegt, dass sich
der von Widmaier/Nonnen ma cher
herausgegebene Band „Par tizipa -
tion als Bildungsziel“ eines glei -
cher maßen aktuellen wie kontro-
vers diskutierten Themas Po li -
tischer Bildung annimmt. In drei-
zehn Einzelbeiträgen setzen sich
namhafte Autoren aus Politik -

wissenschaft und Politikdidaktik
sowie ausgewiesene Vertreter aus
formaler und non-formaler politi-
scher Bildung mit der Frage aus-
einander, ob Partizipation ein
legitimes Ziel (außer-)schulischer
politischer Bildung ist und –
wenn ja – auf welchem Wege und
v.a. mit welchen Mitteln dieses
Ziel erreicht werden kann. 

Nicht nur vor diesem Hinter -
grund überzeugt zunächst der
konzeptionelle Aufbau des Ban -
des. So folgen der pointierten
Hinführung zum Thema, der
Einführung in das Themenfeld
„Engagementpolitik“ und einer
differenzierten Analyse des Ver -
hältnisses von Sozialkapital und
politischer Partizipation mehrere
gehaltvolle Beiträge, die nach ei-
ner Antwort auf die oben genann-
ten Fragen suchend teils histo ri -
sche, teils interdisziplinäre Be -
züge herstellen. Der Blick in die
Praxis rundet sodann die in sich
stimmige Zusammenstellung ab.
Auffallend dabei ist – ganz im
Sinne Beutelsbachs (dessen Kon -
sens bisweilen auch zur Dis kus -
sion steht) – die Kontroversität,
mit der sich die allesamt sehr
lesenswerten Beiträge zum Teil
gegenüberstehen. Eben diese
Kontroversität ist es letztlich
auch, die den Band so wertvoll
macht – sie nämlich fordert gera-
dezu unablässig dazu heraus, sich
in dieser wichtigen Frage Po li ti -
scher Bildung ein eigenes Urteil
zu bilden.

Marc Partetzke 
(Doktorand und Lehrbeauf -

tragter an der Universität Jena)
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